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Interview mit RA Jürgen Schneider über die Anhörungstermine für Sieglinde und Heidi 


Nicht 1999, nicht 2001, sondern: 


Freilassung jetzt! 


Die OLGs Köln bzw. Stuttgart prüfen derzeit 
die sogenannte „vorzeitige Haftentlassung“ 
der Gefangenen aus der RAF Adelheid 
Schulz, Sieglinde Hofmann - hier fand der 
Termin am 4. und 5. Dezember statt - sowie 
Christian Klar (sein Anhörungstermin findet 
am 13.1.98 statt). Auch für Brigitte Mohn- 
haupt stünde die Anhörung an; sie findet 
noch nicht statt, weil Brigitte zusätzlich zu ih- 
rer lebenslangen Haft ein halbes Jahr Beuge- 
haft erhielt! Für Adelheid Schulz (15 Jah- 
reinhaftiert) und Sieglinde Hofmann (18 Jah- 
re) hat die BAW eine Mindesthaftzeit von 19, 
für Christian Klar von 26 Jahren gefordert. 
Der Hamburger Anwalt Jürgen Schneider, der 
Sieglinde Hofmann vertritt, gab dem Nürn- 
berger Alternativradio Z zum Anhörungster- 
min ein Interview, das wir hier wiedergeben, 


das Interview führte Claudia Schuller. 


Am 4. und 5. Dezember fanden vor dem OLG 
Köln Anhörungen für Sieglinde Hofmann 
und Heidi Schulz statt für vorzeitige Haft- 
entlassungen. Was waren die Ergebnisse? 

Die Situation ist so, daß eine Entschei- 
dung noch nicht gefallen ist. Das Gericht 
hat gesagt, daß es wohl noch in diesem Mo- 
nat, spätestens Anfang 98 eine schriftliche 
Entscheidung treffen will. Wie die konkret 
aussehen wird, darüber könnte man im Mo- 
ment nur spekulieren. 


Wie stehen denn Deiner Meinung nach die 
Chancen, daß sie rauskommen? 

Erstmal zu Sieglinde Hofmann, weil ich 
an der Anhörung auch persönlich teilge- 
nommen habe. Es ist deutlich geworden, 
dab mit einer sehr kurzfristigen Entlassung 
nicht zu rechnen ist. Wir haben schon, be- 
vor es zu dieser Anhörung gekommen ist, ei- 
nen Schriftsatz an das Gericht gemacht. 
Darin hat Sieglinde ihre Auffassung deut- 
lich gemacht. Sie hat gesagt, aus politischen 
Gründen ist der bewaffnete Kampf in der 
BRD zu Finde, so wie das auch in anderen 
Stellungnahmen andere Gefangene der 
RAF gesagt haben. Sie hat in der Anhörung 


noch einmal gesagt, daß die persönliche 
Konsequenz für sie heißen würde, daß sie 
nach einer Entlassung nicht zum bewaffne- 
ten Kampf zurückkehren würde, sondern 
sich im neuen Leben umfassend neu orien- 
tieren muß. Das ist eigentlich das Wichtig- 
ste, was sie dem Gericht mitgeteilt hat. 
Das Gesetz sagt, daß das Gericht eine Pro- 
gnose darüber treffen muß, ob nach einer 
Entlassung die Entlassene weitere Straftaten 
begeht, so heißt der Wortlaut des Gesetzes. 
Ich denke, von dieser politischen Aussage 
her, die sie gemacht hat, ist die Antwort, die 
das Gericht geben kann, ziemlich deutlich, 
daß sie entlassen werden muß und daß eine 
positive Prognose getroffen werden kann. Ob 
das Gericht so etwas macht, und zu welchem 
Zeitpunkt das der Fall ist, ist nicht klar. Die 
Bundesanwaltschaft, die auch an diesem Ver- 
fahren beteiligt ist, hat gefordert, wegen der 
- wie sie es nennt - „besonderen Schwere der 
Schuld“, 19 Jahre, das wäre Mai 1999. Ich 
denke, wenn man realistisch ist, dann kann 
es sein, dab dieser Mai 1999 auch der Ent- 
lassungszeitpunkt ist. Aber es ist nicht sicher, 
was Sieglinde Hofmann betrifft. 
Wie muß man sich eigentlich so eine An- 


Sieglinde Hofmann 


hörung vorstellen? Wie verläuft so ein Termin? 

Das ist ein Gespräch gewesen, das nicht 
der Situation eines Prozesses ähnelt, son- 
dern das ist ohne Öffentlichkeit, in einem 
kleinen Raum, in einem kleinen Rahmen, 
drei Richter des Oberlandesgerichts haben 
daran teilgenommen, ein Bundesanwalt, 
Sieglinde und ich. Es ist ungefähr 90 Mi- 
nuten gesprochen worden und ein Protokoll 
gemacht worden. Es ging um Fragen wie: 
Gibt es schon eine Zukunftsperspektive? 
Wie ist das Verhalten im Vollzug? Wie ist 
die Gesundheit? Aber es ist auch darum ge- 
gangen, daß das Gericht natürlich gerne 
wollte, daß zu den Taten deutlich mehr ge- 
sagt wird. Insbesondere, was man vielleicht 
ein Abschwören nennen könnte, aber dazu 
ist es nicht gekommen, das Gericht hat es 
dann auch so zur Kenntnis genommen und 
nicht sonderlich weit nachgebohrt, sondern 
es so stehen lassen. 


Ein heikles Thema sind hierbei ja die sog. psy- 
chiatrischen Gutachten, die die politischen 
Gefangenen meist verweigern, die aber vom 
Gericht gefordert werden. Wie sieht das denn 
bei Sieglinde aus? 


> 


Bisher gibt es ein solches Gutachten 
nicht. Es ist noch nicht einmal ein Sach- 
verständiger bestellt. Das Gericht hat mei- 
ne Mandantin gefragt, ob sie sich unterhal- 
ten würde mit einem solchen Gutachter. 

Das hat sie abgelehnt aus der Erfahrung der 
Ver gangenheit der anderen Gefangenen. Es 
ist dann in der Regel so, dab nach Aktenla- 
ge und nach Gesprächen mit Bediensteten 
der Gefängnisse entsprechende Gutachten 
erstellt werden. Ich gehe davon aus, daß das 
in 1998 auch für Sieglinde der Fall sein wird. 


Welche Chancen auf Haftentlassung für le- 
benslänglich verurteilte Menschen bestehen 
eigentlich, wenn sie nach 15 Jahren ihren 
Haftprüfungstermin haben, und wie sieht das 
speziell für die politischen Gefangenen aus? 

Generell gibt es nur den Anspruch, dab 
überprüft wird, wie lange lebenslänglich ist, 
wenn man schon 15 Jahre abgesessen hat. 
Ich kenne keine ganz genauen Zahlen, aber 
die durchschnittliche Haftdauer bei Le- 
benslänglichen beträgt um die 15 Jahre, wür- 
de ich mal schätzen. Bei politischen Gefan- 
genen haben wir seit 1982 eine Reihe von 
Fällen, wo es zu solchen Eintlassungsverfah- 
ren wie diesen jetzt laufenden gekommen 
ist. Wie wir aber von Irmgard Möller oder 
Hanna Krabbe und anderen wissen, ist die 
Zeit, die sie gesessen haben, deutlich höher 
als das Normalmaß gewesen, teilweise deut- 
lich über 20 Jahre. Wir wissen ja auch, daß 
die Bundesanwaltschaft bei Christian Klar, 
dessen 15 Jahre jetzt auch abgelaufen sind, 
fordert, daß er insgesamt 26 Jahre sitzen soll, 
was eine außerordentlich lange Zeit ist und 
was man nicht hinnehmen kann. Also, ich 
denke, man kann sagen, daß bei politischen 
Gefangenen eine deutlich längere Haftzeit 
als bei normalen Gefangenen vorliegt. 


Wie geht es Sieglinde Hofmann zur Zeit? Wie 
verlaufen Deine Besuche als Anwalt? 

Die anwaltlichen Besuche sind - das kann 
ich mal an einem Beispiel sagen - schon dar- 
auf abgestellt, daß sie eine politische Ge- 
fangene ist. Das bedeutet, daß) meine Be- 
suchsbedingungen schlechter sind, als sie 
bei anderen Gefangenen wären, die ich z.B. 
in Hamburg in Fuhlsbüttel besuche, die zu 
lebenslänglich verurteilt sind. Insbesondere 
spielt eine Rolle, daß wir die Gespräche im- 
mer noch nur in einem Irennscheibenraum 
führen können. Wir können uns gar nicht 
die Hand geben, weil zur Hälfte Mauer und 
zur Hälfte Glas die Zelle durchteilt. Oder: 
Die Post, die ich ihr schicke, muß trotz 
Kennzeichnung als Anwaltspost einem so- 
genannten Kontrollrichter zur Zensur vor- 
gelegt werden. Dies sind kleine Beispiele 
dafür, daß keine normalen Bedingungen 
vorliegen. 

Ihr sonstiger Zustand ist, würde ich sagen, 
den Umständen entsprechend. Man kann 
sich bei fast 18 Haftjahren Haft vorstellen, 
daß er nicht besonders gut ist. Es ist in der 
Anhörung auch zur Sprache gekommen, 
daß z.B. bis auf engste Verwandte alle übri- 
gen Besuche immer noch durch Beamte des 
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Landeskriminalamtes und der Anstalt über- 
wacht werden. Das ist auch etwas Außerge- 
wöhnliches, was nur bei politischen Gefan- 
genen der Fall ist, und die Überwachung ist 
etwas, was beseitigt werden muß, auch im 
Hinblick auf eine Zukunftsperspektive, da- 
mit man auch mit Leuten Kontakt aufneh- 
men kann, mit denen man nach einer Ent- 
lassung z.B. wohnungsmäßig oder auch 
sonst bei der Wiederherstellung eines nor- 
malen Lebens was zusammen machen will. 
Diese Forderung hat Sieglinde in der An- 
hörung auch erhoben. 


Bei Heidi Schulz sieht die Lage sehr prekär 
aus. Sie ist schwerkrank und wird wohl nicht 
mehr lange Zeit in Haft überstehen. Wie ste- 
hen ihre Chancen auf Freiheit, was ist bei ih- 
rer Anhörung der Stand? 

Ich habe für sie kein Mandat und habe des- 
halb meine Informationen über die An- 
hörung nur von ihrem Anwalt. Dort ist es 
wohl so gewesen, daß sie sehr lange und aus- 
führlich ihren sehr schlechten und sich auch 
verschlechternden Gesundheitszustand ge- 
schildert hat. Von den Ärzten, die von außen 
kommen und sie behandeln und auch schon 
Gutachten über sie gemacht haben, ist eine 
gemeinsame Stellungnahme über ihren 
schlechten Gesundheitszustand bei Gericht 
eingereicht worden. Ich habe mir den Fin- 
druck vermitteln lassen, daß das bei dem Ge- 
richt auch nicht ohne Nachdenken so ange- 
kommen ist. Es ist deutlich geworden, daß 
für sie unter den Bedingungen des Knastes 
eine Wiederherstellung der Gesundheit 
nicht möglich ist und daß deshalb ihre Frei- 
lassung auf der Tagesordnung steht. Ob das 
möglich ist, ob das Gericht sich so beein- 
drucken läßt, daß es jetzt zügig ihre Freilas- 
sung entscheidet, das ist absolut offen ge- 
blieben, da eine Entscheidung erst in den 
nächsten Wochen getroffen werden wird. 


Verfahren gegen 
Irmgard Möller ein- 
gestellt, aber 


Wie berichtet (Info 200), hatte die Ham- 
burger Staatsanwaltschaft ein Ermittlungs- 
verfahren gegen Irmgard Möller eingeleitet 
wegen $90a (ihr wurde vorgeworfen, die Be- 
hauptung, Andreas Baader. Jan -Carl Raspe 
und Gudrun Ensslin seien in Stammheim 
ermordet worden, verunglimpfe die BRD) 
und §140 StGB (mit der ihr vorgeworfenen 
Äußerung, die Erschießung Schleyers sei 
„kein Fehler“ gewesen, billige sie eine 
Straftat). 

Jetzt hat die Staatsanwaltschaft das Er- 
mittlungsverfahren zwar eingestellt und da- 
mit einen Prozeß vermieden, der sicher 
gröhßeres Aufsehen erregt hätte. Gleichzei- 
tig „warnt“ sie Irmgard jedoch vor Wieder- 
holung der Äußerungen und hält damit den 
Repressionsdruck sieht, (Red.) 


Sorge um Gefangene aus AD 


Offener 
Brief 


von Angehörigen und Freundinnen der Ge- 
fangenen aus Action Directe an die französi- 
sche Justizministerin 


November 1977 
Sehr geehrte Ministerin, 

die Militanten aus Action Directe, Geor- 
ges Cipriani, Joëlle Aubron, Nathalie Méni- 
gon und Jean-Marc Rouillan sind seit 11 Jah- 
ren inhaftiert. Durch ein Sondergericht, oh- 
ne Geschworene, wurden sie zu lebensläng- 
lichen Haftstrafen mit 18 Jahren Mindest- 
haft verurteilt, was bedeutet, daß sie vor 2004 
nicht durch eine vorzeitige Haftentlassung 
freikommen können. 

Die Haftbedingungen, denen sie seit dem 
ersten Tag unterworfen sind, sind Sonder- 
haftbedingungen. Totalisolation, die erst in 
Folge zweier langer Hungerstreiks aufgeho- 
ben wurde, dann von 1989 bis 1996 Teiliso- 
lation, mit ihren umfassenden Beschrän- 
kungen, darunter die Verweigerung des Zu- 
gangs zu den Aktivitäten im Gefängnis. Seit- 
dem, etikettiert als DPS (besonders über- 
wachte Gefangene) ist der Zugang zu Kur- 
sen und verschiedenen Aktivitäten für die 
beiden Militanten, die immer noch im U- 
Haft-Gefängnis sind, massiv eingeschränkt. 
Die Post ist unregelmäßig, zufällig oder wird 
gar nicht ausgehändigt; die Genehmigungen 
von Besuchen sind drastischen Beschrän- 
kungen unterzogen. 

Georges Cipriani ist aktuell in großen 
Schwierigkeiten, und man muß um sein Le- 
ben fürchten, da sein Zustand unvereinbar 
mit der Haft ist (wie es auch für andere Ge- 
fangene zutrifft, die an Aids, Lähmungen, 
Hepatitis etc. erkrankt sind). 

Nathalie Menigon erholt sich langsam von 
einem Schlaganfall. Ihre Genesung ist 
schwer belastet mit der Hypothek der Haft- 
bedingungen und der "Trennung von ihren 
GenossInnen. So verhindert das DPS-“Sta- 
tut“ mit seinen zahlreichen Restriktionen, 
die es beinhaltet, selbst die gemeinsame Teil- 
nahme an Aktivitäten mit Joëlle, die auch in 
Fleury inhaftiert ist. Die einzige Möglich- 
keit, sich zu treffen, ist der Hofgang, und es 
können 4 Tage verstreichen, ohne daß sie sich 
sehen können. Dennoch hatte die Staats- 
kanzlei im Juli 1989 zugesagt, daß Jean-Marc, 
Nathalie und Joelle Besuche untereinander 
haben können. Dieses Versprechen wurde 
nicht eingehalten. Wir erinnern daran, daß 
das Verlassen der Isolationstrakte keineswegs 
das Ende der Isolation bedeutet hat. 

Die Dringlichkeit, hervorgerufen durch 
den Gesundheitszustand von Nathalie, die 
bis auf eine Ausnahme keine Besuche außer 


Familienangehörigen hat, veranlaßt uns, dar- 
auf zu drängen, dab die Strafvollzugsbehör- 
de (Administration P£nitentiaire) endlich 
Vorkehrungen trifft, die es ermöglichen, daß 
wie versprochen Besuche mit ihren Genos- 
sinnen stattfinden können. Dies kann nicht 
anders als durch die Zusammenlegung in ei- 
nem Gefängnis umgesetzt werden. 

Die Sonderhaftbedingungen müssen auf- 
gehoben werden, das Gefängnis darf nicht 
mehr sein als der Entzug der Freiheit. 

Die Beschränkung der Kommunikation, 
innerhalb wie außerhalb des Gefängnisses, 
mub beendet werden. In dieser Hinsicht 
wenden wir uns gegen die systematische Ab- 
lehnung von Besuchsgenehmigungen für 
Nicht-Familienangehörige. 

Die Beschränkung des Zugangs zu den Ak- 
tivitäten muß aufgehoben werden. 

Für Georges Cipriani, der in akuter Gefahr 
ist, muß schnellstens ein medizinisches Gut- 
achten durch Arzte, die das Vertrauen seiner 
Familie haben, erstellt werden. 

Die Unterzeichnenden, Familienan- 
gehörige und FreundInnen, denen jedes Be- 
suchsrecht verweigert wird, fordern, so 
schnell wie möglich durch die Ministerin 
empfangen zu werden, um alle Einzelheiten 
des Dossiers vortragen zu können. 


Wir unterstützen die oben genannten Forde- 
rungen der Angehörigen und Freundinnen der 
Gefangenen aus Action Directe: 

Name, Adresse, Unterschrift 


Für die BRD können die Unterschriften an das In- 
ternationalistische Komitee, Landwehrplatz 2, 
66111 Saarbrücken geschickt werden. Von dort 
werden sie an die Initiative in Frankreich weiter- 
geleitet. 


Sieben Jahre Haft für die 23 Führungsmitglieder von Herri Batasuna 


Repression im Takt der 
Friedensvorschläge 


Am 1. Dezember verkündete der Oberste 
Gerichtshof Spaniens sein Urteil im Prozeß 
gegen die „Mesa Nacional“, das Führungs- 
gremium der linken baskischen Partei Her- 
ri Batasuna: sieben Jahre Haft, Entzug der 
BürgerInnenrechte während der Haftzeit 
sowie eine Geldstrafe von umgerechnet 
6000 DM für jeden der 23 Angeklagten. Ihr 
Delikt: Sie wollten die kostenlose Fernseh- 
sendezeit von Herri Batasuna während des 
Wahlkampfes im Frühjahr 1996 dazu nut- 
zen, den Friedensvorschlag der ETA an die 
spanische Regierung ausstrahlen zu lassen - 
„Zusammenarbeit mit einer bewaffneten 
Vereinigung“, so das Urteil (siehe ak 408). 
Das corpus delicti ist ein Text, den die be- 
waffnete Organisation ETA bereits im April 
1995 unter dem Namen „Demokratische 
Alternative“ veröffentlichte und den die 
Richter nun in ihrer Urteilsbegründung zi- 
tierten: „Um den bewaffneten Konflikt zwi- 
schen dem Baskenland und dem spanischen 
Staat zu überwinden, muß in zwei Punkten 
mit dem spanischen Staat eine Überein- 
kunft erzielt werden: erstens, die Anerken- 
nung des Baskenlandes, und das heißt An- 
erkennung des Selbstbestimmungsrechtes 
und der territorialen Integrität. Zweitens, 


daß die Ergebnisse des demokratischen Pro- 
zesses, der sich im Baskenland entwickeln 
muß, respektiert werden, welche dies auch 
immer sein mögen. Dafür ist eine Gene- 
ralamnestie unbedingt notwendig, und es 
muß außerdem sichergestellt werden, daß 
die bewaffneten Kräfte Spaniens keinerlei 
Einfluß auf diesen Prozeß ausüben können. 
Wenn der spanische Staat diesen Punkten 
zustimmt, wird EIA einen sofortigen und 
unbefristeten Waffenstillstand verkünden. 
Das ist unser Friedensvorschlag.“ 

Herri Batasuna hatte diesen Vorschlag im 


Baskenland weit verbreitet und auch inter- 
nationale Vermittler zwischen ETA und 
dem spanischem Staat gesucht und gefun- 
den: der argentinische Friedensnobel- 
preisträger Perez Esquivel stand, auf die Bit- 
te von HB hin, zwei Jahre lang sowohl mit 
der FIA-Verhandlungskommission als auch 
mit der - damals sozialdemokratisch ge- 
führten - spanischen Regierung in direktem 
Kontakt, bis die neue PP-Regierung nach 
ihrem Wahlsieg 1996 die Tür für eine Ver- 
handlungslösung zuschlug. Noch nie hat 
HB soviel von Frieden gesprochen, noch nie 
so große Anstrengungen unternommen, um 
den bewaffneten Konflikt durch Verhand- 
lungen zu beenden, wie 1997. Und zugleich 
wurde HB noch nie in diesem Ausmaß und 
mit einer solchen Selbstverständlichkeit als 
„politischer Arm der ETA“ denunziert wie 
1997. Noch nie, seit Franco im Baskenland 
die Stierkampfarenas mit Gefangenen füll- 
te, sind so viele BaskInnen unter dem Vor- 
wurf des „Terrorismus“ festgenommen wor- 
den wie 1997. Allein im ersten Halbjahr wa- 
ren es über 1000 Menschen (zum Vergleich: 
1996 waren es insgesamt 408 Personen) - Re- 
pression im ‘lakt der Friedensvorschläge. 
Aus einem I'riedensvorschlag die „Unter- 
stützung von Terrorismus“ abzuleiten, so 
lautete die schwierige und eigentlich wi- 
dersprüchliche Aufgabe für den Obersten 
Gerichtshof. Um dieser Vorgabe gerecht zu 
werden, mußten die Richter schon einige 
Grotesken und Absurditäten bemühen: Das 
Verbrechen liege nicht in dem, was gesagt 
wird, sondern in dem, was nicht gesagt wird, 
oder, in den Worten des Gerichts: nicht die 
Demokratischen Alternative, sondern die 
„Alternative zur Alternative“ sei deliktix. 
Diese bestehe, so die Richter, in der ‚visu- 
ellen Nachricht“: auf dem Video, das wohl- 
gemerkt niemals im spanischen Fernsehen 
gesendet wurde, sind vermummte ETA- 
Kämpfer, eine baskische Fahne mit ETA- 
Anagramnı und drei Pistolen zu schen. Mit 
dieser Interpretation wurde es möglich, den 
Friedensvorschlag in eine Drohung mit blu- 
tigen Terrorismus zu verkehren: „ETA hat 
die Attentate, Entführungen und Erpres- 
sungen zu ihrem alltäglichen Handlungs- 
muster gemacht, um mit der Drohung des 
so entstandenen Terrors ihre ideologischen 
Vorstellungen durchzusetzen. Die Präsenz 
der Waffen in der politischen Auseinander- 
setzung und ihre visuelle Heiligsprechung 
als „unterstützende Argumente“ für den so- 
genannten „L’riedensvorschlag“ ist strafbar“ 
- so lautet der Kernsatz der Urteilsbegrün- 


dung. 


Die Situation nach 
dem Urteil 


Auf einer Pressekonferenz bewertete der 
verurteilte HB-Sprecher Floren Aoiz den 
Richterspruch als „eine Provokation gegen 
das Baskenland, ein Schlag ins Gesicht all 
derer in der baskischen Gesellschaft, die ge- 


hofft hatten, daß 
es möglich werde, 
einen Weg zu be- 
schreiten, der die 
Situation der Kon- 
frontation, wie sie 
jetzt besteht, 
durch eine andere 
zu ersetzen“. Fr 
sagte weiter, dab 
„das Urteil (...) 
harte Konsequen- 
zen nach sich zie- 
hen“ wird, „weil es 
Bedingungen für 
die Zukunft setzt 


und weil die baski- Zehn der 23 Verurteilten HB-Mitglieder auf der Pressekonferenz 


sche Gesellschaft 

eine klare Antwort darauf geben wird“. 
Während die Staatsanwaltschaft aufgrund 
dieser Worte ein neues Ermittlungsverfah- 
ren einleitete, stimmte die Mehrheit der 
baskischen Parteien und Organisationen 
der Einschätzug des HB-Sprechers zu: Die 
bürgerlich-nationalistische PNV und der 
baskische Regierungspräsident Arzalluz, die 
sozialdemokratische EA, die Friedensorga- 
nisation Flkarri, die beiden baskischen Ge- 
werkschaftsdachverbäinde LAB und ELA 
und auch die gesamtspanische Linkskoali- 
tion IU lehnten das Urteil ab. Bei allen po- 
litischen Differenzen waren ihre zentralen 
Argumente, bis auf die Stellungnahme von 
IU, wortgleich, daß der Prozeß ein Tribunal 
gegen das Baskenland und ein Hindernis für 
eine friedliche Lösung des Konfliktes dar- 
stelle. 

In den Tagen nach der Urteilsverkündung 
war es im ganzen Baskenland schon zu teil- 
weise militanten Demonstrationen und Sa- 
botageaktionen gekommen: Mehrere Ban- 
ken und Parteilokale sowie Privatautos bas- 
kischer Polizisten wurden mit Molotov- 
Cocktails in Brand gesetzt. Während der 
Verhaftungen der Verurteilten kam es eben- 
falls zu schweren Prügeleien zwischen der 
baskischen Polizei und DemonstrantInnen, 
die sich vor den HB-Parteizentralen ver- 
sammelt hatten. Bei einem gescheiterten 
Anschlag am 5. Dezember in Donosti/San 
Sebastian wurde der Leibwächter einer 
Stadtratsabgeordneten der Regierungspar- 
tei PP angeschossen. Bisher hat sich dazu al- 
lerdings niemand bekannt. 


Für die politische Situation, in die das Ur- 
teil gesprochen wurde, waren zwei Doku- 
mente von Ende November bedeutsam und 
kennzeichnend: ein geheimes Strategiepa- 
pier der PP und eine Erklärung der ETA, in 
denen jeweils Konsequenzen aus den Mas- 
sendemonstrationen gegen die Er- 
schießung des PP-Mannes Blanco durch die 
ETA im Sommer diesen Jahres gezogen wer- 
den. 

Am 16. und 17. November publizierte 
egin ein internes Dokument der baskischen 
Sektion der PP Es handelt sich um die Er- 
gebnisse eines am 21. Oktober abgehalte- 
nen Treffens zwischen den Parteiführungen 


der PP im Baskenland und in Katalonien, 
den beiden Regionen mit dem stärksten Un- 
abhängigkeitsbestrebungen. In dem Papier 
wird die Strategie der PP so umrissen, dab 
die Partei versuchen sollte, den „baskischen 
Nationalismus (zu) schwächen und (ihm) 
Schaden (zu)zufügen“, um „aus der anti- 
baskischen Stimmung in der spanischen 
Gesellschaft politisches Kapital zu schla- 
gen“. Dadurch soll die Bevölkerung „ermu- 
tigt werden, sich die Werte der spanischen 
Identität, die mit dem früheren Regime ver- 
bunden und deshalb ungerechterweise ver- 
leumdet werden, wieder anzueignen“. Der 
PP war es gelungen, der Protestbewegung 
gegen ETA vom Juli diesen Jahres eine im- 
mer deutlicher hervortretende antibaski- 
sche und spanisch-nationalistische Linie zu 
verleihen. Wie zur Bestätigung des PP-Pa- 
piers zwangen am lag der Veröffentlichung 
durch egin zwei spanische Polizisten mit 
vorgehaltenen Waffen Kneipengäste in Do- 
nosti/San Sebastian, die Franco-Hymne 
„Cara al sol“ zu singen. Die baskische Re- 
gionalregierung protestierte umgehend bei 
Aznar in Madrid. Drei lage danach forder- 
ten 3500 Faschisten auf einer Demonstrati- 
on an Francos Todestag, die „Ausbeutung 
Spaniens durch das Baskenland und Kata- 
lonien“ zu beenden. 

Nur einige lage vor dem Urteil gegen die 
HB-RepräsentantInnen und „kurz vor dem 
ersten Jahrestag der großen Demonstration 
vom 30. November, auf der sich ein breiter 
und vielfältiger Sektor der baskischen Ge- 
sellschaft versammelte“, kündigte ETA an, 
„alle für die Gefängnisfront vorgesehenen 
Aktionen auszusetzen. Gleichzeitig ruft 
ETA dazu auf, durch konkrete Initiativen 
und Überzeugung die Kräfte für die Vertei- 
digung der Rechte der politischen Gefan- 
genen zu vereinen und zu vervielfachen, da- 
mit wir unser Ziel, die Verlegung ins Bas- 
kenland, erreichen.“ 

Daraufanspielend hatte der HB-Sprecher 
Floren Aoiz auf der Pressekonferenz nach 
der Urteilsverkündung betont, daß „der 
Moment (der Verurteilung) eine Situation 
war, dafür geschaffen, um die Blockade des 
Konflikts aufzuheben“. Die baskischen Par- 
teien begrüßten geschlossen die ETA-Er- 
klärung. Das baskische Parlament forderte 


die Regierung zum zweiten Mal in diesem 
Jahr zur Frfüllung der Forderungen der 550 
baskischen politischen Gefangenen, die er- 
neut eine Hungerstreikkette begonnen ha- 
ben, auf. Die Stellungnahme der Madrider 
Regie rung war allerdings sehr klar: „Die Ge- 
fänpnispolitik ist Teil des Kampfes gegen 
den 'lerrorismus. Wer der Regierung den 
Krieg erklärt, muß mit einer kriegerischen 
Antwort rechnen? Die ELA erscheine der 
Regierung „schr schwach“, und deshalb 
werde die Regierung nicht die Möglichkeit 
aus der Hand geben, „mit den Gefangenen 
Druck auf sie zu machen“. 


In den zwei Wochen nach dem Urteil sah 
die politische Situation folgendermaßen 
aus: Während die PP-Regierung auf Krieg 
setzt und dabei in Widerspruch mit breiten 
Sektoren der baskischen Gesellschaft gerät, 
hat ETA einen Schritt unternommen, der 
es diesen breiten Sektoren ermöglicht, sich 
wieder zu einer großen Bewegung für die 
Verlegung der Gefangenen i ins Baskenland 
zusammenzufinden, ohne sich mit der Fra- 
ge des bewaffneten Kampfes auseinander- 
zusetzen. Diejenigen.politischen Kräfte, die 
der spanischen politischen Klasse als „gute 
Basken“ galten und in der Vergangenheit 
immer wieder dazu zu bewegen waren, zu- 
mindest öffentlich die Politik der Isolierung 
HBs zu unterstützen, riefen zu einer Groß- 
demonstration und einem zweistündigen 
Generalstreik gegen das Urteil auf: die Ge- 


werkschaftsverbände LAB, ELA und EHNE 


sowie die Friedensorganisation Elkarri. Die 
Führungsgremien der sozialdemokrati- 
schen (FA), ex-kommunistischen (IU) und 
bürgerlich-nationalistischen (PNV) Partei- 
en stellten es, unter dem Druck ihrer eige- 
nen Basis, ihren Mitgliedern frei, an den Ak- 
tionen nen. Niemand außer die 
Regierungspartei PP unterstützte im Bas- 
kenland die Politik der Regierung - bis am 
12. Dezember ETA einen PP-Stadtrat aus 
der baskischen Kleinstadt und HB-Hoch- 
burg Errenteria erschoß. Die Demonstrati- 
on und der Streik wurden abgeblasen und 
durch eine Protestdemo zusammen mit der 
regierenden PP gegen die ETA ersetzt. In ei- 
nem in egin zitierten Strategiepapier der 
Führung von HB von Ende November wird 
die politische Lage so analysiert, daß die har- 
te Haltung der PP dazu führe , daß „es vie- 
len Sektoren (der baskischen Gesellschaft) 
sehr schwer gemacht wird, sich ohne Wi- 
derspruch zur Strategie des spanischen 
Staates zu bekennen. Es ist allerdings auch 
wahr, daß die Mehrheit der Parteien entwe- 
der die Politik der PP noch akzeptieren oder 
aber nicht die Kraft haben, mit ihr zu bre- 
chen, obwohl sie fürchten, von der PP funk- 
tionalisiert zu werden.“ Im diesem Wider- 
spruch bewegt sich im Baskenland zur Zeit 
alles - die politische Hegemonie kehrte sich, 
und nicht zum ersten Mal in diesem Jahr, 
scheinbar in Minutenschnelle um. 


Solidaritätskomitee Benjamin Ramos Vega, 


16.12.1997 


Neue Kampfphase für die Rechte der baskischen politischen Gefangenen 


Hungerstreiks und 
Selbsteinschließungen 


Das Kollektiv der baskischen politischen 
Gefangenen hat Mitte November mit Hun- 
gerstreiks und „chapeos“ (Selbsteinsch- 
ließungen) begonnen. Die Streiks und 
Finschließungen sind als Aktionskette in- 
nerhalb der jeweiligen Knäste angelegt, d.h. 
dab vergleichsweise kleine Gefangenen- 
gruppen innerhalb eines Knastes į jew eils für 
eine Woche im Hungerstreik sind, während 
andere Gruppen jeweils zwei Wochen lang 
ihre Zellen nicht verlassen. Bisher haben 
sich die Gefangenen aus 28 Knästen der Ak- 
tion angeschlossen, etwa ein Drittel der ca. 
550 baskischen politischen Gefangenen. 

Der Kampf der Gefangenen richtet sich 
gegen die 1987 in Gang gesetzte „Politik der 
Verstreuung“ der baskischen Gefangenen 
aufca. 90 Knäste in Frankreich, Spanien und 
der spanischen Kolonien in Afrika. Es sind 
mehr politische Gefangene auf den Kanari- 
schen Inseln als im Baskenland inhaftiert. 
Die Gefangenen fordern ihre Zusammen- 
legung im spanischen bzw. französischen 
Baskenland. Außerdem sollen sieben 
schwerkranke Gefangene, die teilweise ope- 
riert werden müssen, und 104 Gefangene, 
die 3/4 ihrer Haftzeit abgesessen haben, so- 
fort freigelassen werden. Die Angriffe der 
Schließer und der Zivilgarde gegen die Ge- 
fangenen und auch gegen Angehörige und 
andere Besucherinnen sollen aufhören. 

Mit diesen Forderungen hatte das Kollek- 
tiv von November 96 bis in den Mai diesen 
Jahres eine Hungerstreikkette geführt, die 


abgebrochen wurde, um der Regierung den 
politischen Raum für Kontakte und Ver- 
handlungen mit den sieben SprecherInnen 
der Gefangenen zu öffnen. Damals hatte 
das baskische Parlament unter dem Druck 
einer breiten Bewegung eine Resolution ver- 
abschiedet, in dem die sofortige Erfüllung 
aller Forderungen der Gefangenen von der 
Madrider Zentralregierung verlangt wurde. 
Das Innenministerium lehnte dies umge- 
hend ab und kündigte an, sich nicht einen 
Millimeter zu bewegen, da die Gefängnis- 
politik „teil des K Kampfes g gegen den lerro- 
rismus“ sei. 


ETA setzt alle Aktionen 
in Zusammenhang mit den 
Gefangenen aus 
ETA hatte während der letzten Hunger- 
streikkette mehrere tödliche Angriffe gegen 
Schließer und Knastpsychologen gemacht, 
um den Druck auf die Regierung zu er- 
höhen. 532 Tage hielt ETA den Schließer 
Ortega Lara gefangen, weil die Regierung 
das Verhandlungsangebot ETAs ausschlug. 
Am 1. Juli befreite die Zivilgarde den 
Schließer Ortega Lara und nahm acht Leu- 
te fest, die dem Eintführungskommando an- 
gehört haben sollen. Sie wurden bestialisch 
gefoltert. Neun Tage danach entführte ETA 
einen politisch unbedeutenden Stadtrat der 
Regierungspartei PP und erschoß ihn, 


nachdem die Regierung nicht auf die For- 


Vier der verurteilten HB-Mitglieder kurz vor ihrer Verhaftung 


derung, unmittelbar mit der Verlegung der 
Gefangenen zu beginnen, eingegangen war. 
Diese Aktion hatte die bis heute größten 
Massendemonstrationen gegen ETA zur 
Folge. Das Kräfteverhältnis - bis dahin sah 
es so aus, daf eine große Mehrheit der bas- 
kischen Bevölkerung hinter den Forderun- 
sen der Gefangenen stand - kehrte sich ge- 
gen ETA und besonders auch gegen Herri 
Batasuna um. Der Druck war von der Re- 
gierung genommen. ETA hat seitdem keine 
bewaffneten Aktionen gegen Knastpersonal 
unternommen. 

In einem Text von Ende November 
schrieb ETA: „Wir wollen mit dieser Er- 
klärung der Gesellschaft unsere Überlegun- 
sen angesichts der letzten Ereignisse und 
Debatten mitteilen. ETA hat für die Forde- 
rung nach Zusammenlegung der Gefange- 
nen im Baskenland im Juli cine Aktion ge- 
gen den Stadtrat der PP in Ermua durchge- 
führt. Jetzt, nach dieser Aktion, und nach 
der Sturmflut des spanischen Nationalis- 
mus, die aus dem Schutz der alten Hunde 
des Francismus hervorbrach, kehren die 
Wasser wieder in ihr Flußbett zurück, das 
heißt, es bleiben die durch Waffengewalt 
negierten Rechte des Baskenlandes und die 
Notwendigkeit einer politischen Lösung für 
den Konflikt, in dem wir stehen, zurück. Die 
Offensive des spanischen Nationalismus im 
Juli hat noch einmal deutlich gezeigt, daß 
sie für die baskischen Bürger nur eine Zu- 
kunfts-Alternative bereithalten, die darin 
besteht, entweder brave und unterwürfige 
Spanier oder verfolgte und verdammte bas- 
kische Linke zu sein (...). 

In den letzten zwei Jahren hat die baski- 
sche Gesellschaft ihre Unterstützung für die 
Forderungen der baskischen politischen Ge- 
fangenen gezeigt und besonders den 
Wunsch nach der (geographischen, Anm. d. 
U.) Annäherung der Gefangenen an das 
Baskenland. Eine unendliche Reihe von Ak- 
tionen und Protesten wurde durchgeführt, 
um diese Forderung zu unterstützen, und 
es haben sich konkrete Initiativen und Un- 
terstützungsgruppen der verschiedensten 
Arten gebildet. Aber wieder einmal hat sich 
der Wunsch der baskischen Gesellschaft 
mit jener repressiven Unnachgiebigkeit der 
Madrider Regierung konfrontiert gesehen. 

ETA hat ihren Teil beigetragen und mit 
mehreren Aktionen auf die brutalen An- 
griffe, die von den Politikern der UCD, 
PSOE, PNV und PP in Auftrag gegeben und 
von den spanischen Schließern ausgeführt 
wurden, geantwortet. Die Regierungen der 
PP und der PSOE haben sich dem Angebot, 
daß es keine Angriffe gegen Schließer mehr 
geben würde, wenn sie die Forderungen der 
Gefangenen akzeptierten, verschlossen; 
und das hat zu der langen Entführung des 
Schließers Ortega Lara und zur Festnahme 
und Tötung des Stadtrates der PP geführt. 

Heute, kurz vor dem ersten Jahrestag der 
grohen Demonstration vom 30. November, 
auf der sich ein breiter und vielfältiger Sek- 
tor der baskischen Gesellschaft versammel- 
te, möchte ETA der baskischen Gesellschaft 
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ihre Entscheidung mitteilen, alle für die 
Knastfront vorgesehenen Aktionen auszu- 
setzen. 

Gleichzeitig ruft ETA dazu auf, durch 
konkrete Initiativen und Überzeugung die 
Kräfte für die Verteidigung der Rechte der 
politischen Gefangenen zu vereinen und zu 
vervielfachen, damit wir unser Ziel, die Ver- 
legung ins Baskenland, erreichen.“ 


Reaktionen 


Die „Organisation der Angehörigen und 
Freundinnen der politischen Gefangenen, 
Deportierten und Flüchtlinge“ Senideak 
hat den Schritt der ETA begrüßt und eine 
sroße Mobilisierung angekündigt. Am Jah- 
restag der Demo, an der letztes Jahr 50 000 
Menschen teilnahmen, ist ein Bus mit 20 
Angehörigen aufgebrochen, um in den 
nächsten drei Wochen in hundert baski- 
schen Orten Kundgebungen abzuhalten, 
mit denen der Aufruf zum Kampf verbrei- 
tet werden soll. „Wir wollen die Beteiligung 
der gesamten Gesellschaft an der Initiative 
für die Gefangenen, weil die Forderungen 
den Rechten und Wünschen der Bevölke- 
rung entsprechen“, so die Presseerklärung 
der Angehörigen. Für den 20. Dezember 
sind eine große Demo vor dem baskischen 
Parlament in Vitoria/Gasteiz sowie Schwei- 
semärsche in den vier baskischen Provinz- 
hauptstädten geplant. 

Die Parteien haben unterschiedlich auf 
die EIA-Erklärung reagiert. Die baskisch- 
nationalistischen  Sozialdemokratinnen 
und die baskischen KommunistInnen ha- 
ben, entgegen ihren spanischen Parteizen- 
tralen, der PP-Regierung mit einer Klage vor 
dem Menschenrechtsgerichtshof gedroht, 
wenn die Forderungen nicht erfüllt werden 
sollten. Die baskische Nationalpartei PNV 
hat der Knastpolitik der Regierung ihr Ver- 
trauen ausgesprochen, allerdings müsse bis 
zum Jahresende mit der Erfüllung der For- 
derungen begonnen werden. Die Regional- 
regierung der Kanarischen Inseln forderte 
die Verlegung der dort und in Nordafrika in- 
haftierten BaskInnen auf das Festland. Die 
Stellungnahme der Madrider Regierung war 
allerdings sehr klar: „Es handelt sich um ci- 
ne Strategie, um die politischen Parteien, 
die öffentliche Meinung und die Demokra- 
ten zu verwirren und zu spalten“, so Aznar. 
Sein Innenminister fügte hinzu: ‚Wer der 
Regierung den Krieg erklärt, muß mit einer 
kriegerischen Antwort rechnen“. Die ETA 
erscheine ihm „sehr schwach“ und die Re- 
gierung werde nicht die Möglichkeit aus der 
Hand geben, „mit den Gefangenen Druck 
zu machen“. Dagegen , oder vielleicht cher 
zur Ausschmückung, sagte eine Woche spä- 
ter sein Stellvertreter, der Staatssekretär für 
Innere Sicherheit, in dem Konflikt mit ETA 
werden es „weder Sieger noch Verlierer ge- 
ben“ und es sei deutlich, daß „der polizeili- 
che Weg nicht ausreicht, um das Problem 
zu lösen“. Solche Aussprüche haben zu- 
mindest aktuell keinerlei reale Bedeutung. 

Solidaritätskomitee Benjamin Ramos Vega 


München 


- Hausdurch- 


suchung nach 
Straßentheater 


Am 10. Dezember, dem offiziellen Tag der 
Menschenrechte, spielte die "Theatergruppe 
» Theatro sivo“ am Pariser Platz in 
München ein Straßentheater zum Thema 
„Freiheit für alle politischen Gefangenen 
weltweit“. In dem Tehaterstück sollte der Zu- 
sammenhang zwischen Ausbeutung der 
Menschen in der sog. Dritten Welt durch dik- 
tatorische Regime und Großkonzern, und 
Folter und Gefängnis für die, die sich dage- 
gen wehren, bildlich aufgezeigt werden. 


In einem Flugblatt, das an PassatInnen ver- 
teilt wurde, wurde... die Problematik der po- 
litischen Gefangenen in Ländern der „er- 
sten“ und „dritten“ Welt aufgezeigt. Von 
Anfang an war unverhältnismäßig hohe Po- 
lizeipräsenz vor Ort, ein Großteil der Be- 
amten gehörte zum Staatsschutz. Kurz 
nach Beginn der Versammlung wurden 
sämtliche Flugblätter beschlagnahmt. (Aus 
einer Presse-Erklärung von Theatro Pro- 
gressivo vom 11.12.) Wir geben leicht 
sekürzt ein Interview von Radio Z (Nürn- 
berg) mit einem Vertreter des Straßenthea- 
ters wieder: 


Am 10. Dezember war der offizielle Tag der 
Menschenrechte. Damit ist dies auch der Tag 
der Gefangenen, dachten sich ein paar Men- 
schen in München, und wollten mit ihrer 
Gruppe Theater progressivo ein Theaterstück 
für die Freiheit der Gefangenen aufführen. 
Das Ganze endete leider nicht wie die amne- 
sty-international-Preisverleihung und -Ver- 
anstaltung am lag der Menschenrechte, son- 
dern es endete mit massiver Repression. Von 
einem Vertreter des Theater progressivo er- 
fuhr Claudia Schuller, was geschah. 


Ihr wolltet ein Theaterstück zu politischen 
Gefangenen aufführen und seid dabei in 
Konfrontation mit der Polizei geraten? 

Das ganze war so, dab es schon im Vorfeld 
von dem Theater ziemliche Probleme mit 
dem Kreisverwaltungsreferat gegeben hat. 
Das war so, daß ich diese ganze Sache an- 
semeldet habe und mich auch als Ver- 
sammlungsleiter dafür zur Verfügung ge- 
stellt hab. Einen Tag, bevor wir das Thea- 
terstück spielen wollten, ist ein Anruf vom 
KVR gekommen, wo mir mitgeteilt worden 
ist, daß ich dies nicht machen könnte, da 
ich wegen anderer versammlungsrechtli- 
cher Sachen schon Verfahren am Laufen 
hätte. Deswegen gingen sie davon aus, daß 
ich nicht in der Lage oder nicht willens bin, 
für einen friedlichen Ablauf dieser Kundge- 
bung Sorge zu tragen. Einen anderen 
Mensch, der dann kurzfristig eingesprun- 


gen wäre als Versammlunsgsleiter, wollten sie 
zunächst unter der gleichen Begründung 
ablehnen, und es ist "dann erst kurzfristig 
noch durch die Intervention einer Anwältin 
aus München geglückt, daß das Kreisver- 
waltungsreferat dann doch noch grünes 
Licht für die Durchführung der Kundge- 
bung gegeben hat, weil die Anwältin an- 
gekündigt hat, ansonsten ins Eilverfahren 
zu gehen. Das warihnen dann offenbar doch 
zu blöd, eine große juristische Sache daraus 
zu machen. 

Es war offenbar auch so, daß die Polizei 
vor allem versucht hat, Druck aufs Kreis- 
verwaltungsreferat auszuüben, daß sie mich 
bzw. die andere Person nicht als Versamm- 
lungsleiter akzeptieren sollen. Das waren 
dann die Ausgangsbedingungen dafür, daß 
die Polizei ein Interesse gehabt hat, uns 
jetzt, wo wir es dann doch geschafft haben, 
diese Kundgebung zu machen, eins auszu- 
wischen. 


"s dreht sich hier offenbar um politische 
Gründe, daß bestimmte Inhalte nicht er- 
wünscht sind? 

Is hat ihnen offenbar gestunken, daß sie 
es nicht im Vorfeld haben canceln können, 
und dann haben sie halt dort versucht, es 
uns so schwer wie möglich zu machen. Ich 
geh davon aus, daß der Grund einerseits ist, 
daß sie gegen bestimmte Personen Vorbe- 
halte haben, und andererseits, daß sie es 
auch als politisch unlicbsam angesehen ha- 
ben, daß eine linksradikale Gruppe am lag 
der Menschenrechte eben genau was zum 
Thema Menschenrechte und politische Ge- 
fangene macht. 


Kannst du uns etwas über euer Theaterstück 
erzählen, und ein bißchen beschreiben, was 
ihr vorhattet. 

Das Ganze war so, daß in verschiedenen 
Spielszenen bildlich der Zusammenhang 
zwischen weltweiter Ausbeutung und Ein- 
knastung von Personen, die im Widerstand 
aktiv sind, dargestellt werden sollte. Die er- 
ste Szene hat Leute gezeigt, die von der Klei- 
dung her, wo man gesehen hat, das sind Leu- 
te aus einem Land in der sog. Dritten Welt, 
die gerade mit der Feldarbeit beschäftigt 
sind, und dann ist ein Typ ins Bild getreten, 
der die Montur von einem Militärdiktator 
getragen hat, und er hat einer der beiden 
Bäuerinnen den Getreidesack weggenom- 
men. Die nächste Person, die ins Bild ge- 
treten ist, war ein Kapitalist mit schickem 
Anzug und dicker Zigarre im Maul, der von 
dem Diktator den Getreidesack in Empfang 
genommen hat und ihm aus einem Akten- 
koffer ein paar Geldmünzen zugesteckt hat, 
um zu verdeutlichen, daß für die Interesse 
vom imperialistischen Kapital Diktaturen 
in der sog. Dritten Welt die Unterdrückung 
und Ausbeutung der dortigen Bevölkerung 
vollstrecken. Die nächste Szene war dann, 
daß die. beiden Bäuerinnen angefangen ha- 
ben zu diskutieren und im saurer geworden 
sind. Es kommt noch dazu, daß nen vom 
Militärdiktator als Ersatz für den Getrei- 


desack eine Cola-Dose hingeworfen worden 
ist. Sie waren richtig sauer, daß sie so ver- 
arscht worden sind. Sie sind dann zu zweit 
auf den Militärdiktator losgegangen, wor- 
aufhin der einen 'Iypen herdiktiert hat in 
Soldatenuniform, und dieser Soldat hat 
dann die beiden Bäuerinnen am Kragen ge- 
packt und geschlagen, in einen Kasten rein- 
gesteckt, der einen Knast darstellen sollte. 
Die nächste Szene war dann, daß zwei 
Leute, die als ReporterInnen gekleidet wa- 
ren, also ein bißchen schicke Kleidung mit 
groß ‚en Kameras, daß die also zu dem Knast 
hingelaufen sind und Fotos geschossen ha- 
ben. Wobei Sprüche von denen zu hören 
waren: „lerroristenbande“, „Menschen- 
rechtsverletzer“, um so die übliche Terrori- 
stenhetze darzustellen, die in den bürgerli- 
chen Medien gewöhnlich läuft, ob das jetzt 
in bezug auf RAF-Leute oder MRTA in Pe- 
ru oder in bezug auf die PKK ist, wie das im- 
mer läuft, daß Leute, die sich gegen die Aus- 
beutungsverhältnisse bewaffnet wehren, als 
die bösen 'lerroristen dargestellt werden. 


Ihr habt dann auch Klugblätter für die Frei- 
heit der politischen en verteilen 
. ollen, wobei es wiederum Probleme mit der 

Polizei gab, ich glaube wegen presserechtli- 
cher Verantwortung? 

Wir haben Flugblätter verteilt, wo an kon- 
kreten Beispielen auf die Situation von po- 
litischen Gefangenen in verschiedenen 
Staaten eingegangen worden ist. Zum Bei- 
spiel Mumia Abu-Jamal, ein weiteres Bei- 
spiel war Peru und die Botschaftsbesetzung 
der MRTA und daß die MRTA-Leute eben 
mit dieser Botschaftsbesetzung die Freilas- 
sung der Gefangenen in den peruanischen 
Knästen einfordern wollten, die in den pe- 
ruanischen Knästen unter übelsten Bedin- 
gungen sitzen. Wie der peruanische Präsi- 
dent Fujimori gesagt hat Die Gefangenen 
sollen in den Knästen verfaulen. Weiteres 
Beispiel war Türkei, was dort so an Folter 
und illegalen Hinrichtungen läuft und daß 
das die Art und Weise ist, wie der türkische 
Staat versucht, den kurdischen Befreiungs- 
kampf zu unterdrücken. Dann haben wir 


Hamburg: Demonstration afrikanischer Ji 
gendlicher im November gegen Ausgrenzung 
u. Diskriminierung. Bild: FotoArchivKollektiv 


noch etwas geschrieben zu den Gefangenen 
aus der RAF, von denen einige seit fast 20 
Jahre jetzt schon einsitzen, und daß der 
Staat Interesse daran hat, daß diejenigen bis 
an ihr Lebensende drinbleiben, die nicht be- 
reit sind, sich als reuige Sünder vorführen 
lassen. Auf dem Flugblatt war angeblich ein 
gefälschtes Impressum, dieses gefälschte 
Impressum war dann der Vorwand für die 
B., bei mir eine Hausdurchsuchung zu ma- 
chen, weil sie das so behauptet haben, ich 
sei als Anmelder derjenige, der das ganze in- 
itiiert hätte, ich hätte auch die Flugblätter 
selbst angefertigt, was eine an den Haaren 
herbeigezogene Begründung ist. 


Das ist nicht das erste Mal, daß derartige Ak- 
tionen in München kriminalisiert werden. 
Das hat in dieser Stadt ja auch eine speziel- 
le Geschichte. 

Das ist richtig. München ist dafür berück- 
sichtigt für sehr repressives polizeiliches 
Vorgehen, speziell gegen linke Aktiv itäten. 
Z.B. haben Leute der sruppe 2 ziemliche 
Probleme bekommen wegen dem Film „was 
aber wären wir für menschen“, wo es auch 
um die RAF geht. (...) 


Freilassung der Gefangenen aus der RAF 
Knastkundgebung 
ın Köln-Ossendorf 


Wir haben am 29, November eine Knast- 
kundgebung in Köln-Ossendorf organisiert, 
um Heidi Schulz und Sieglinde Hofmann 
unsere Solidarität zu zeigen und um die so- 
fortige Freilassung der Gefangenen aus der 
RAF und von allen anderen politischen Ge- 
fangenen zu fordern. Es kamen etwa 60 Un- 
terstützerlnnen aus Köln, Wuppertal, Aa- 
chen, Kassel und Mainz. 

Neben Gedichten, einer Geschichte und 
Grußadressen vom besetzten Haus in Köln 
(was mittlerweile wieder geräumt wurde), 
den Bauwagenplätzen in Köln und Kassel 
und einer Frau aus Mainz gab es noch einen 
Redebeitrag des Kurdischen Vereins sowie 
einen Beitrag, in dem die Abschaffung der 
Hochsicherheitstrakte und der Sonderhaft- 
bedingungen gefordert wurden. Des weite- 
ren wurde die Presseerklärung der An- 
gehörigen zum Spiegel-Artikel (siehe Into 
Nr. 200 verlesen. 

Später sind wir noch auf die andere Seite 
vom Knast gegangen, um die kurdischen 
Gefangenen zu grüßen. Ein Kurde hat auf 
türkisch Gedichte und einen Beitrag vorge- 
lesen. 

Sowohl hier als auch vorm Frauentrakt ha- 
ben wir die Gefangenen hören können. 

Sieglinde hat uns später geschrieben, daß 
alles gut zu verstehen war und daß ihr die 
Geschichte, die Gedichte und die Presseer- 
klärung gut gefallen hätten. 

P.S. Auch dieses Jahr findet die Silvester- 
knastkundgebung statt (20.00 Uhr, Endhal- 
testelle 5) (Ein Bericht aus Köln) 
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utz Balding nach Waldheim/Sachsen zwangsverlest 


Hungerstreik gegen 
Iotalisolation 


Lutz Balding wurde in den 80er Jahren wegen 
mehrerer bewaffneter Banküberfälle zu drei 
Haftstrafen von insgesamt 29 Jahren und im 
Anschluß daran zu zehn 10 Jahren Siche- 
rungsverwahrung verurteilt. Die Einzelstra- 
fen wurden nicht zusammengezogen, da je- 
weils das vorhergehende Urteil schon rechts- 
kräftig war. Mit Hinweis auf diese unfaßbar 
lange Haftzeit verwehren die Knäste Lutz 
auch auf Dauer die möglichen „Voll- 
zugslockerungen“ und Weiterbildungsmög- 
lichkeiten. Über Jahren wurde er in Schwalm- 
stadt, Bruchsal und Butzbach darauf vertrö- 
stet, daß man bei ausreichendem Wohlver- 
halten über Verbesserungen nachdenken 
würde. Obwohl er 2002 die drei Zeitstrafen 
zu 2/3 abgessen hat, ist keine Rede von Ent- 
lassung innerhalb der nächsten Jahre. Lutz ist 
— wie die allermeisten Gefangenen — darauf 
angewiesen, sich tagtäglich zu wehren. Über 
lange Zeit hat er deshalb immer wieder selbst- 
bestimmt den Weg in die Freiheit — durch 
Flucht — gesucht. 

In dieser Situation genügtein Butzbach, wo 
Lutz erst seit knapp einem Jahr war, schon die 
Unterstellung von Fluchtvorbereitungen für 
wochenlange Repression und Totalisolation. 
Anfang Dezember erreichte uns die Nach- 
richt von seiner Zwangsverlegung nach Wald- 
heim in Sachsen. 

Am Tag der Ankunft schrieb er : 


Waldheim, 07.12.97 
Ciao ihr alle, 

Zunächst mal das, wovon jetzt grad’ mein 
Kopf ausgefüllt ist - dem absoluten Horror 
der jetzigen Situation. Schon beim An- 
kommen erwartet mich der Sicherheitstyp 
und kündigt ‚Spezialprogramm‘ an - zu 
dem Zeitpunkt noch keinerlei Vorstellung, 
wie sich’s real gestaltet. Dann der Hammer: 
Absonderung in einen vom übrigen Haft- 
bereich des Hauses abgeschotteten Teil, der 
aus sechs Zellen besteht, meine ist die ein- 
zige, die belegt ist. Es sind Artestzellen, in 
denen normalerweise knastinterne Arrest- 
strafen für’n paar Tage abgesessen werden. 
Ich soll auf Dauer drin bleiben, und zwar 
unter den Bedingungen der Iotalisolation! 
Die Zelle ist ein riesiger Raum, so mit den 
Abmessungen 2x5 m in der Grundfläche 
und 5m (!) hoch. Einzige festverankerte Ge- 
genstände im Raum: Stahlblechspülbecken 
mit direkt daran angebrachter offener Toi- 
lettenschüssel aus Stahlblech, direkt neben 
der Tür zwei massive Holzwürfel, der eine 1 


m hoch und 0,60 m im Quadrat, direkt da- 
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neben ‘n kleinerer, die Tisch und Stuhl imi- 
tieren sollen; unmittelbar dahinter ‘n Ei- 
senbettgestell mit stinkender, bepißter Ma- 
tratze. An der Stirnwand in über 3,50 m 
Höhe ‘n kleines Fenster mit verdrecktem Si- 
cherheitsglas, dann Gitter und Fliegengit- 
ter. Das Fenster ist auf ewig in Kippe arre- 
tiert, unerreichbar für’n Blick nach außen, 
zu klein, zu hoch und zu versifft, um aus- 
reichend Licht für’s Lesen/Schreiben rein- 
zulassen, also brennt die Neonleuchte in 5 
m Höhe den ganzen Tag und ist auch nur 
von außen zu steuern. ... 

Zum Finzelhofgang werden mir Hand- 
schellen umgelegt, kann also meine Runden 
nur mit nach vorne gefesselten Händen dre- 
hen, gestern hab’ ich’s gemacht, einfach nur 
um diesem hirn-mordenden Raum für ‘ne 
Stunde nicht zu empfinden. 

Angeordnet hat dieses Programm der An- 
staltsleiter mit der Begründung, ich hätte 
schon einige Knäste der Klasse 1 durchlau- 
fen und wäre permanent fluchtwillig und - 
bereit. Also, um mal auf die Ebene des juri- 
stischen Zeugs zu springen: Totalisolation 
nicht als Reaktion auf’n konkretes, sicher- 
heitsgefährdendes Ereignis innerhalb dieses 
Knastes, sondern als Prävention. 

Ich will euch jetzt was zu diesem Raum, 
der meine Zelle ist, sagen: dadurch, daß er 
(für alle Knastverhältnisse) so riesig dimen- 
sioniert ist und die verankerten Funktions- 
teile sich alle im vorderen Türbereich zu- 
sammendrängen, entsteht ein irrer Ein- 
druck von Leere. Dieser Eindruck, in den er- 
sten Stunden noch irgendwie „nur“ als phy- 
sische Leere wahrgenommen, drängt sich 
dann unmittelbar innen Kopf, versucht’s 
Gefühl zu packen, ballert mit aller Macht ... 
leer, leer, leer bis in die letzte Gehirnzelle. 
Jedes selbstverursachte Geräusch wie 
Schritte, Räuspern, tiefes Atmen hallt im 
Raum nach, hab’ den Eindruck, daß diese 
Raumdimension es noch verstärkt. Schwer 
für mich, sinnliches Empfinden so richtig 
verständlich rüberzubringen - aber es ist so, 
daß sich der Raum über einen drüberstülpt. 
Ne Erfahrung, die ich noch niemals in der 
Intensität in bezug auf Raum gemacht ha- 
be, die mich echt flippt. Was anderes als 
selbstgemachtes Geräusch gibt's nicht, ... 

Für mich ist vollkommen klar, daß ich’s 
nicht mit mir machen lasse. Am Freitag, als 
se mich in die Trakt abgebunkert haben, war 
meine reflexartige Reaktion, sofort in den 
Hungerstreik zu treten, hab’ dies aber dann 
unmittelbar zurückgenommen bzw. ausge- 


setzt, um spätestens Montag über Gespräch 
mit jemanden, der meine Situation zu ent- 
scheiden hat, zu versuchen, daß zumindest 
erst mal der 'Irakt mit diesen zerstörenden 


Bedingungen zurückgenommen wird. 
Wenn sich auf dieser Ebene nichts klären 
läßt, bin ich Dienstag, 9.12., im Streik, soll- 
ten die vom Knast darauf mit weiteren Re- 
pressalien darauf reagieren oder sich ab- 
zeichnen, daß se’s einfach in irgend ‘ner 
Form aussitzen wollen, höre ich auch auf zu 
trinken. ... 


Lutz hat ab Dienstag, den 9.12., konsequent 
Essen und Trinken verweigert, mit der For- 
derung nach sofortiger Aufhebung der Son- 
derhaftbedingungen. Am dritten Tag des 
Hunger- und Durststreiks war der Anstalts- 
leiter zu einem Gespräch bereit. Lutz 
schrieb dazu: „Erstmal um euch die Sorge 
zu nehmen, nachdem ich vorhin mit dem 
AL gesprochen habe und für morgen posi- 
tive Bewegung signalisiert wurde, werde ich 
Hunger und Durst ab heute abend ausset- 
zen! Im Laufe des Gesprächs kam auch rü- 
ber, daß er die ersten Faxe auf den Tisch ge- 
kriegt hat (Antifa Café usw.). Echt toll von 
euch, da direkt was bewegt zu haben. Seine 
Position war: Er kriegt aus dem sächsischen 
Justizministerium die Order, ‘nen ‚heißge- 
handelten’ lyp aufzunehmen und das Mög- 
lichste an Sicherheit zu schaffen, dazu mei- 
ne Äkte und die Butzbacher Sicherheitsver- 
fügungen, und danach ist schon’s Pro- 
gramm bestimmt.“ 


Lutz wurde erst einige "lage später in einen 
anderen Trakt verlegt — eine Änderung der 
Haftsituation, für die er drei Tage in den 
Durststreik gehen mußte. Fins ist klar: daß 
dieser zermürbende Knast ein Ende haben 
muß. Ohne Wenn und Aber. 


Postadresse: 
Lutz Balding. Postfach 23, 04734 Waldheim 


Auch wir BesucherInnen freuen uns über 
Kontakte und U nterstützung: 
c/o Autonomes Zentrum Bazille, Sickin- 


genstr. 10, 34117 Kassel 


Erklärung der VeranstalterInnen und mit- 
veranstaltender Gruppen zum 20./21.12.97 


Polizeieinsatz 


gegen KOMM 


Vom 19. bis 21.12.97 fand im noch selbst- 
verwalteten KOMM ein Benefizkonzert un- 
ter dem Motto „Unser Rhythmus gegen das 
System - Rock gegen Rechts und für die 
Freiheit der politischen Gefangenen inter- 
national“ statt. An diesen Tagen waren u.a. 
geplant: Ausstellungen zur Geschichte der 
Roten Hilfe e.V, zu Bioethik und Bevölke- 
rungspolitik und zu 25 Jahre bewaffneter 
Kampf sowie Veranstaltungen zur aktuellen 
Situation in Nordirland, Palästina und für 
die Freiheit der politischen Gefangenen in- 
ternational mit Berichten zur Situation aus 
verschiedenen Ländern. Unterschiedliche 
Musikgruppen spielten z/l. ohne Gage zu- 
gunsten der politischen Gefangenen, wie 
z.B. für Mumia Abu Jamal, einem von der 
Hinrichtung bedrohten schwarzen Journa- 
listen in den USA. Auch ein breites Bünd- 
nis politischer Gruppen unterstützte diese 
Benefizveranstaltung mit eigenen Beiträ- 
sen. Zwei lage lang nahmen mehr als 800 
BesucherInnen an den verschiedenen Ver- 
anstaltungen und Konzerten teil. 

Der Selbstverwaltung und den politi- 
schen Gruppen wurde bis Ende des Jahres 
durch die Stadt gekündigt. Wir verstanden 
dieses Wochenende als Möglichkeit, mit 
unserer politischen Arbeit möglichst viele 
Menschen zu erreichen und auch gegen die- 
sen Rausschmiß zu protestieren. 

Die geplanten Veranstaltungen am Sonn- 
tag, den 21.12. konnten nicht mehr statt- 
finden, da in der Nacht vom 20. auf den 
21.12. gegen den Komm e.V. (Selbstverwal- 
tung) von der Stadt Nürnberg in Vertretung 
des Herrn Frommer die fristlose Kündigung 
ausgesprochen und die Veranstaltung zu- 
sätzlich polizeilich abgesagt, verboten und 
das KOMM geschlossen wurde. Wir prote- 


stieren gegen diese unverhältnismäßige Re- 
aktion der Stadt und fordern sie auf, die 
Kündigung sofort zurückzunehmen. Des 
weiteren verurteilen wir den überzogenen 
Polizeieinsatz gegen BesucherInnen der 
Veranstaltung. Vorgänge außerhalb des 
KOMMs wurden zum Anlaß genommen, 
BesucherInnen zu kontrollieren, teilweise 
zu registrieren und willkürlich Festnahmen 
vorzunehmen. 

Wir werten das Vorgehen der Stadt und 
der Polizei als weiteren Schritt der schon 
lange betriebenen Stimmungsmache und 
politischen Hetze gegen selbstverwaltete 
Strukturen und linke Politik in Nürnberg. 


Grußadresse 


Wir drucken eine Grußadresse an die Ver- 
anstaltungam Sonntag ab, die aufgrund der 
polizeilichen Absage der Veranstaltungen 
nicht mehr verlesen werden konnte: 


Grade bringen mir die zuständigen Ivpen 
der „Sicherheit“ die Post in die Zelle rein. 
Darunter auch euer Flugblatt zum Benefiz- 
konzert im „Komm“ vom 19. bis 21.12.97, 
das mir GenossInnen aus Kaiserslautern 
schickten. 

Die Situation erlaubt es uns Gefangenen 
nur auf diesem Wege, hier an den jeweili- 
gen Va’s unserer Genossinnen und Freund- 
Innen teilzunehmen. 

Nichts desto weniger sollt ihr wissen, daß 
ich mit den anderen in Gedanken und im 
Herzen unter euch bin, wenn ihr das letzte 
Konzert von euch im „Komm“ startet. 

Auch spreche ich hier ausdrücklich im Na- 
men von Benjamin Vega und den anderen 
WTA-Gefangenen des spanischen Folter- 
staates und der französischen Justiz. Im 
Brief an Benjamin unterrichte ich die Ge- 
nossInnen dort von euren Aktionen nächste 
Woche. 

Die von euch zitierten Worte Dhorubas 
drücken die Zusammenhänge umfassend 
aus. An den Schlußfolgerungen daraus ha- 
ben wir als gemeinsames Kollektiv zu arbei- 
ten, denke ich. 


Den Worten des Genossen der Black 
Panther Party füge ich noch ein paar eigene 
Worte hinzu: 


der tisch an dem ich sitze 
ist kein gastlicher 
tisch 
aber auch kein exil 
wie es die meisten wünschen. 


der blick auf 
mauer und gitter 
ist wirklichkeit, 
ist wahrheit 
und hält mich dennoch nicht. 


das herz ist bei euch, 
ein halm 
zum dran festklammern? 
nein - 
einer waffe gleich 
das gefühl: 
zusammengehören 
liebe 
solidarität 
kampf 
nur ein beginn 
kein ende. 


Ende für jetzt. Liebe Grüße an euch alle 
dort und ne feste Umarmung dazu. 
Ischüß, Rainer 


Hausdurchsuchung im Antirassismusbüro 


Alle Jahre 


wieder 


Heute (3.12.) wurden das Antirassismus- 
büro sowie alle anderen Räumlichkeiten des 
Sielwallhauses (in Bremen) durchsucht. 
Der Durchsuchungsbeschluß wurde im 
Rahmen eines laufenden Ermittlungsver- 
fahrens gegen mutmaßliche Verantwortli- 
che des Antirassismusbüros wegen ‚Volks- 
verhetzung, Beleidigung, Verleumdung 
etc.“ erlassen. Diese Vorwürfe beziehen sich 
auf Publikationen, die im Rahmen der „Ak- 
tionstage gegen rassistische Polizeigewalt“ 
vom Antirassismusbüro und anderen Grup- 
pen veröffentlicht wurden, wie etwa einem 
vierseitigen Flugblatt, das zu einer Demon- 
stration am 19. September 1997 und den 
vorausgehenden Aktionstagen aufrief, bzw. 
ein Flugblatt zur Erteilung von Fahrverbo- 
ten gegen Schwarze in Bremer Bussen und 
Straßenbahnen. 

Der Durchsuchungsbeschluß des AG Bre- 
men vom 10.11. soll wohl eine Art schlech- 
ter Scherz sein. Strafbar als „Beleidigung“ 
und „Verleumdung“ sollen inzwischen 
schon Formulierungen wie „rassistische Kri- 
minalitätsdebatte“ und „Polizeiterror“ sein. 
Esistpauschaldie Rede davon, daß „Strafta- 
ten gebilligt“ würden. Ein Beschluß, der 
nicht einmal konkret benennt, worum es ei- 
gentlich gehen soll, und sich statt dessen 
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mit „u.v.a.“ behilft, hat mit der stets hoch- 
gchaltenen Rechtsstaatlichkeit nichts zu 
tun. Offenbar scheint es inzwischen 
grundsätzlich strafbar zu sein, wenn sich das 
Antirassismusbüro zum Thema Polizei und 
Rassismus äußert. 

Es versteht sich von selbst, daß sämtliche 
in den Flugblättern gebrauchten Formulie- 
rungen von dem Grundrecht auf freie Mei- 
nungsäußerung gedeckt sind. Kitwaigen Ge- 
richtsverfahren schen wir von daher mit 
größter Gelassenheit entgegen. Fs sei dar- 
auf verwicsen, daß das mit großem (finan- 
ziellen) Aufwand gegen ARAB-Mlitarbeiter 
betriebene Verfahren wegen angeblicher 
‚„Volksverhetzung“ (inkriminiert und zeit- 
weise beschlagnahmt war die Broschüre 
„Polizisten, die zum Brechen reizen“) mit 
Freispruch endete. Die Kosten trägt die 
Staatskasse (Rechnungshof?). 

Die Arbeit des ARAB ist richtig, fundiert 
und erfolgreich. Die vom Antirassismus- 
büro angeprangerten Praktiken sind inter- 
national (amnesty international) und bun- 
desweit aufgegriffen worden Die Brechmit- 
telvergabe wurde in Hessen und Berlin be- 
endet, nachdem eine Frankfurter Rechts- 
anwaltskanzlei mit Unterstützung und Be- 
ratung des ARAB in einem konkreten Fall 
eine Grundsatzentscheidung des OLG er- 
wirkte. Kein Wunder, daß der besagte An- 
walt in Frankfurt ähnlichen Anfeindungen 
seitens der Polizei ausgesetzt ist wie das 
ARAB in Bremen. Das 7 wangsröntgen ju- 
sendlicher Flüchtlinge zum Zwecke der Al- 
ter sfeststellung mit nachfolgender Anklage 
wegen schwerer mittelbarer Falschbeurkun- 
dung wurde nach Kritik und Protesten des 
ARAB im September 1995 von der Ge- 
sundheitssenatorin unterbunden. Die Kri- 
tik des ARAB an den Aufenthaltsverboten 
für Asylbewerber und den gegenüber Afri- 
kanern ausgesprochenen Fabrverholen in 
Bussen und Bahnen der BSAG ist bundes- 
weit aufgegriffen worden - siehe einen 
großen Artikel in der Frankfurter Rund- 
schau im Oktober 1997, kommenden Sams- 
tag ein Bericht in der Sendung „Nachbarn“ 
des ZDE 

Der Bremer Innenbehörde und die Staats- 
anwaltschaft sind erkennbar daran interes- 
siert, mit allen ihnen zur Verfügung ste- 
henden Mitteln jegliche Kritik an den Prak- 
tiken der Bremer Polizei zu unterbinden. Es 
sei in diesem Zusammenhang daran erin- 
nert, daß der Innensenator des kleinsten 
Bundeslandes mehrfach glaubte, mit wü- 
sten Beschimpfungen („Angriff auf den 
Rechtsstaat etc.) die Glaubwürdigkeit von 
amnesty international in Zweifel ziehen zu 
können. 

Wenn der Innensenator, der Bürgermei- 
ster, die Staatsanwaltschaft und die Poli- 
zeiführung tatsächlich emsthaft behaupten 
wollten, es gäbe keine rassistischen Polizei- 
praktiken in Bremen, dann wäre das aller- 
dings nichts weiter als interessensgeleiteter, 
dumm-dreister Unsinn. Fr sei daran erin- 
nert, dab sich in Hamburg ein Untersu- 
chungsausschuß zwei Jahre lang (Oktober 
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94 bis Oktober 96) mit dem 
Thema beschäftigt hat und 
einschlägige F gebnisse zu- 
tagegefördert hat. 
Die von der Medienrazzia 

z. l. betroffene und insge- 
samt darüber empörte Pres- 
se sollte in diesem Zusam- 
menhang zur Kenntnis neh- 
men, daß es bei den gegen 
das Antirassismusbüro ge- 
richteten Maßnahmen f 
nicht um die Aufklärung ® 
von Straftaten geht, 
dern einzig und allein dar- 

um, eine unbequeme und 

für die Behörden nervige Stimme mundtot 
zu machen. Die Durchsuchungen sind ein 
Angriff auf das Grundrecht der freien Mei- 
nungsäubßerung. 


Antirassismusbüro, Sielwall 38, D-28203 
Bremen, "Telefon +49-421-706444, Telefax 
+49-421-706445, Mail arab@is-hremen.de 


Zum 8. Todestag von Conny Wessmann und po- 
lizeistaatlichen Methoden 


Nichts ıst 
vergessen und 
nıemand 


Göttingen. „Sollen wir sie jetzt plattma- 
chen!?“ „Ich bin dabei!“, so der Funkverkehr 
des Zivilen Streifenkommandos (ZSK) am 
Abend des 17.11.89. Einige Momente spä- 
ter starb die Antifaschistin Cornelia Wes- 
smann nach dem Zugriff der politischen Po- 
lizei von einem Auto erfaßt. Sie gehörte zu 
einer Gruppe AntifaschistInnen, die zuvor 
von der Polizei durch die Innenstadt verfolgt 
worden war. Wie in (fast) allen Fällen der 
politischen (Tötung*) durch staatliche Or- 
gane der BRD gab es auch im „Fall Conny 
Wessmann“ keine juristischen Folgen. Kein 
Beamter des ZSK wurde zur Verantwortung 
gezogen noch das ZSK angetastet oder auf- 
gelöst. 

Die gesellschaftspolitischen Resultate des 
folgenschweren Einsatzes, der die rechtsge- 
richtete Gesinnung polizeilicher Einheiten 
erneut zu lage förderte, war in den ersten 
Monaten in Göttingen deutlich zu spüren. 
Selbst Jahre später hatte die „Plattmach- 
Mentalität“ insofern zumindest Einfluß auf 
die Einsatztaktik der Göttinger Polizei, als 
dal Zurückhaltung auf einigen Großde- 
monstrationen favorisiert wurde. Das ange- 
kratzte Image mußte nach und nach wieder 
aufpoliert werden, die Staatsanwaltschaft 
regelte über ihre Art zu ermitteln den Rest. 
Nach knapp einem Jahr wurden die Akten 
geschlossen. 

Ein Fall unter vielen - zumindest in bezug 
auf die Rolle des Staates. Ob nun beim Tod 


son- Demonstration am 12.11. in Göttingen 


von Günter Sare im September ‘85 in Frank- 
furt, als dieser von einem Wasserwerfer zer- 
quetscht wurde, ob nun aufden Gleisen von 
Bad Kleinen im Juni 1993, wo der RAF-Ak- 
tivist Wolfgang Grams laut Aussage einer 
Zeugin aus nächster Nähe durch die CSG 
9 (erschossen) wurde, oder wie im Juli 1994, 
als der junge Kurde Halim Dener in Han- 
nover beim Plakatieren „auf der Flucht“ in 
den Rücken geschossen wurde und starb: 
Überall wiederholt sich die saubere juristi- 
sche Abwicklung im Anschluß ...* Die Ab- 
wicklung heißt stets „Einzelfälle überfor- 
derter Beamter“, „Unfälle“, „Selbstmorde“. 
Die Gemeinsamkeit liegt in der Einsatztak- 
tik und Ausrichtung der Sicherheitsorgane: 
Vernichtung linken Widerstandes ...* 

„Die Frage, die ich aufwerten möchte, ist 
die Frage nach dem angemessenen Umgang 
einer Bewegung oder "politischen Gruppe 
mit dem politischen Mord. (...) Um es vor- 
weg zu nehmen, es ist eine zwiespältige An- 
gelegenheit. Auf der einen Seite geht es um 
die Erinnerung daran, daß Conny am Abend 
des 17. November 1989 als Antifaschistin 
auf der Straße war und aus diesem Grunde 
in und mit der Logik der Finsatztaktik des 
Staatsschutzes in den Tod gejagt wurde. Es 
geht aber darüber hinaus. Es geht um die 
Erinnerung daran, daß Conny nicht dieein- 
zige ist, die den menschenverac htenden 
Methoden des kapitalistischen Staates der 
BRD zum Opfer gefallen ist. (...) Auf der an- 
deren Seite seht e es darum, die angemesse- 
nen Aktionsformen als Bewegung zu finden, 
in diesem Falle Conny weder in Vergessen- 
heit geraten noch zu einer Ikone aufsteigen 
zu lassen.“ So zu hören in einem Beitrag der 
Autonomen Antifa (M) an der 'lodesstelle 
von Conny am Abend des 17.11.97. Ziel der 
Aktionen zum 8. Todestag war zum einen, 
ein Stück die gesellschaftliche Erinnerung 
zurückzuerobern und den offiziellen Ver- 
sionen eines Unfalls entgegenzuwirken. 
Zum andern darauf zu verweisen, daß der 
Tod von Conny uns zumindest daran erin- 
nern sollte, daß es immer Menschen gab, die 
für das Ende der Unterdrückung des Men- 
schen durch den Menschen kämpften. 

sut 350 Menschen waren dem Aufruf 
„Das Vergessen verhindern! - Antifaschi- 
stisch kämpfen!“ gefolgt. Nach einem kur- 
zen Diavortrag unter freiem Himmel am 
Marktplatz zogdie Menge unter „massivem 


niedersächsischen Polizeistaatsgehabe“ zur 
Todesstelle. In der Presseerklärung der Au- 
tonomen Antifa (M) heißt es weiter: ‚Gleich 
zu Beginn kam es zu Angriffen seitens der 
Polizei auf die Demonstration. Die anwe- 
senden Polizeieinheiten nahmen die win- 
terliche Bekleidung zum Vorwand, gegen 
angeblich Vermummte vorzugehen. Hier- 
bei wurden 5 Menschen verletzt, eine Per- 
son erlitt einen Armbruch.“ Weiterhin wur- 
de eine Person festgenommen. An der To- 
desstelle wurde eine Feuertonne aufgestellt 
und eine Bildergeschichte auf die Straße ge- 
sprüht, die sich auf faschistischen Terror, 
den "Tod von Conny sowie auf die Rolle der 
Polizei bezog. Mit der Parole „Die innere Si- 
cherheit erschüttern!“ verwiesen die Veran- 
stalterInnen auf die aktuelle gesellschaftli- 
che Situation. Nicht politische Lösungen 
zur Überwindung sozialer Probleme werden 
angestrebt durch die etablierten Kreise aus 
Parlament, Wirtschaft und Medien, son- 
dern polizeistaatliche Methoden werden 
zunehmend Ersatz für unlösbare Probleme 
innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft. 
(Aus: EinSatz!, Zeitung für autonome Po- 
litik, Göttingen, Dez. 97; durch * gekenn- 
zeichnete Passagen wurden aufgrund der 
Zensur gegen das Angehörigen Info seitens 
der Karlsruher Zensurbehörde BAW 
gekürzt bzw. leicht verändert - Red.) 


Siegerjustiz 


Zum Urteil 
gegen die 
DDR-Richterin 
Jendtretzky- 


Eisermann 


Im Rahmen der völkerrechtswidrigen Ver- 
folgung von Bürgern und Amtsträgern der 
DDR durch Sonderstaatsanwälte und Ge- 
richte der Bundesrepublik Deutschland 
kommt dem Urteil gegen die Richterin Irm- 
gard Jendretzky-Fisermann makabre Be- 
deutung zu. Die heute 79jährige wurde am 
28. November 1997 vom Landgericht Leip- 
zig zu 4 Jahren Haft verurteilt. Ihr wurde 
vom westdeutschen Gerichtsvorsitzenden 
„Rechtsbeugung‘“, „reiheitsberaubung“ 
sowie „Totschlag“ unterstellt, weil sie vor 47 
Jahren in den sogenannten ‚Waldheim-Pro- 
zessen“ als Beisitzerin eines Revisionssenats 
an der Bestätigung erstinstanzlich ergange- 
ner lodesurteile gegen Nazi- und Kriegs- 
verbrecher mitwirkte. 

Aus der Sicht von heute gab es bei den 
„Waldheim-Prozessen“, die in der unmittel- 
baren Nachkriegszeit und unter maßgebli- 
chem Einfluß der Besatzungsmächte statt- 
fanden, sicher verfahrensrechtliche und an- 


dere Mängel. Aber wer waren die Menschen, 
deren Verurteilung heute der antifaschisti- 
schen Richterin Frau Jendretzky-Fiser- 
mann angelastet wird? 

Dazu gehörten unter anderen 

Oberstabsrichter Walter Schmidt. Er hat 
in vielen Gerichtsverfahren in Frankreich, 
der "Tschechoslowakei und der UdSSR ge- 
gen Zivilpersonen, Kriegsgefangene und 
deutsche Soldaten in mindestens 5 Fällen 
die Todesstrafe verhängt. 

Staatsanwalt Heinz Rosenmüller. Als Ge- 
neralstaatsanwalt am Sondergericht Dres- 
den hat er wegen „zersetzender Äußerun- 
gen“ mindestens 15 Todesurteile erwirkt. 
Als Generalstaatsanwalt am Sondergericht 
in Dresden hat er wegen „zersetzender 
Außerungen“ mindestens 15 'Todesurteile 
erwirkt. 

Kriegsgerichtsrat Horst Rechenbach. Als 
Oberstabsrichter war er an 1.200 Militärge- 
richtsverfahren beteiligt, von denen 30 mit 
Jodesurteilen endeten. 

Karl Steinberg war Aufseher im KZ Ausch- 
witz und an Hinrichtungen von Häftlingen 
beteiligt. 

Solche Verbrecher hart zu bestrafen, war 
die Forderung der Völker. Ihre Verurteilung 
entsprach den Bestimmungen des Völker- 
rechts, den Statuten des Internationalen 
Gerichtshofes von Nürnberg, dem Alliierten 
Kontrollratsgesetz Nr. 10, Direktive 38 so- 
wie im Fall der Waldheim-Prozesse auch 
dem Befehl 201 der sowjetischen Militä- 
radlministration in Deutschland. 

Wenn die BRD jetzt die Verurteilung sol- 
cher Verbrecher Unrecht nennt, wenn sie al- 
lein Waldheim Verurteiten per Gesetz pau- 
schal rehabilitiert, dann ist das Unrecht. 
Dann macht sie sich zur Verteidigerin 
schwerster Naziverbrechen. Das entspricht 
der ungeheuerlichen BRD-Praxis, die vom 
Volksgerichtshof und anderen Nazi-Gerich- 
ten gefällten lodesurteile nicht aufzuheben 
und keinen der dort tätig gewesenen Staats- 
anwälte und Richter zur Rechenschaft zu 
ziehen. 

Die Verurteilung von Irmgard Jendretzky- 
kisermann und anderer DDR-Juristen er- 
folgt zu einer Zeit, in der in Deutschland 
Neonazismus und Antisemitismus an Bo- 
den gewinnen, wie das auch die Gescheh- 
nisse in den deutschen Streitkräften bis in 
die höchsten Führungsstellen zeigen. 

Wir sind in großer Sorge um die deutsche 
Wirklichkeit unserer Tage. Die Gesellschaft 
für rechtliche und humanitäre Unterstüt- 
zung und das Solidaritätskomitee für die 
Opfer der politischen Verfolgung in 
Deutschland rufen alle Gutwilligen im 
Land und im Ausland auf: Helfen Sie mit, 
den nazistischen Umtrieben entgegenzu- 
wirken und DDR-Juristen vor der politi- 
schen Strafverfolgung zu schützen. 

Menschen, seid wachsam! 
Presseerklärung der Gesellschaft für rechtli- 
che und humanitäre Unterstützung und des 
Solidaritätskomitees für die Opfer der politi- 
schen Verfolgung in Deutschland, Dez. 97 


Die junge Welt 
antwortet 


Auf den kurzen Artikel im Angehörigen In- 
fo 201 „Die jW - links oder ostdeutsch“ hat 
die junge Welt uns geantwortet. Aus ihrer 
Antwort geht hervor, daß die jW nicht prin- 
zipiell beabsichtigt, bestimmte Beiträge, va. 
zu politischen Gefangenen weltweit, 
zukünftig nicht mehr oder nur noch selten 
abzudrucken. Im konkreten Fall hätte die 
Redaktion den Abdruck des Interviews mit 
dem palästinensischen Journalisten Nasser 
Ibrahim von der PFLP nicht aus politischen 
Gründen, sondern aufgrund von Differen- 
zen anderer Art mit dem Interviewführen- 
den abgelehnt. - Allerdings hat die jW min- 
destens einen kritischen Leserbrief zum 
Thema nicht abgedruckt; auch klammert 
ihre Berichterstattung politische Gefange- 
ne zur Zeit nach wie vor fast vollständig aus. 
Wir werden weiterhin Änderung anmah- 
nen. (Red.) 


Neues Soliplakat für 
die MRTA 


Schon über ein Jahr ist es her, daß ein Kom- 
mando der Bewegung Tupac Amaru (MR- 
TA) in Peru die japanische Botschaft besetzt 
hat. Zur Erinnerung an die Aktion und zur 
Popularisierung der Freilassung der politi- 
schen Gefangenen in Peru gibt es ein Pla- 
kat, das die verschiedenen Stationen der Ak- 
tion beleuchtet. Die Plakate sind gegen das 
Kinsenden von Porto zu bestellen bei: Grup- 
pe Venceremos, c/o Kopierladen M99, Man- 
teuffelstr. 97, 10997 Berlin. 


BR 
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Wir wurden von libanesischen Freunden ge- 
beten, diesen Aufruf des „Komitees zur Be- 
freiung Souha Bécharas“ in der BRD zu ver- 
öffentlichen. Eine Informationsbroschüre 
über das Gefangenenlager Khiam, im Südli- 
banon, ist derzeit in Arbeit. Sobald sie bestellt 
werden kann, werden wir mit einer Anzeige 
darauf hinweisen. 

Internationalistisches Komitee, Am Land- 
wehrplatz 2, 66111 Saarbrücken 


ouha Böchara, die am längsten in- 
haftierte weibliche Gefangene im 
Gefängnis von Khiam: 

Souha Ben wurde 1967 geboren. Ihre 
christliche Familie war unter hesehieidenait 
Verhältnissen in Deir Mimas im Südlibanon 
beheimatet. Schon in jungen Jahren wurde 
sie Mitglied der Libanesischen Kommuni- 
chen Partei und nahm am Widerstand 
gegen die israelische Besetzung teil. Diese 
Besetzung des Südlibanons, die 1978 be- 
gann und auch heute noch fortdauert, ist ei- 
ne Verletzung der UN-Sicherheitsratresolu- 
tion 425. 


Souha Bechara in Khiam 1989 


Die 21jährige Studentin der Ingenieurwis- 
senschaften schoß 1988 auf Antoine lahad, 
den Chef der Südlibanesischen Armee, oh- 
ne ihn zu töten.. Die SLA ist eine lokale Mi- 
lizeinheit, die von Israel unterstützt wird. 

Souha Bechara wählte diese Methode, da 
die Verwendung von Bomben auch für die 
Frau von Lahad und seine Kinder tödlich ge- 
wesen wäre. Souha Bechara wurde sofort 
festgenommen und zum Verhör nach Israel 
gebracht, Die israelischen Behörden über- 
gaben sie an Antoine Lahad, der dadurch die 
Möglichkeit bekam, sowohl ihr Richter als 
auch ibr Staatsanwalt zu werden. Seit dem 
7.11. 1988 sitzt sie im Gefängnis von Khiam. 
Bis heute hat es weder eine Verhandlung, 
noch eine Verurteilung gegeben. Die kana- 
dische Sektion von Amnesty International 
berichtet, daß sie die meiste Zeit im Ge- 
fängnis wahrscheinlich in Isolationshaft saß. 
Darüber hinaus hätten die Schikanen der 
Schließer nie wirklich aufgehört, wie eine 
chemalige Mitgefangene berichtet. 

„Das Böse kann man nicht beweisen, man 
kann es fühlen“ schrieb Primo Levi. Das ist 
das schreckliche Schicksal von Souha Becha- 
ra. Heute ist sie 29. Sie hat ihre Jugend in ei- 
nem Gefängnis verbracht, das unter den Ge- 
fangenen als „Hölle auf Erden‘ bekannt ist. 
Ist dies nicht ein hoher Preis für eine Ge- 
walttat, die letztlich eine Widerstandsakti- 
on gegen cine illegale Besetzung war? 


Das Gefängnis von Khiam: 


„Die Hölle auf Erden“ 


Khiam ist 1985 als größte Strafanstalt des 
Südlibanon von der SLA (Südlibanesische 
Armee) mit Unterstützung und unter der 
Aufsicht der israelischen Behörden gebaut 
worden. | 
Seitdem sitzen dort hunderte von Gefan- 
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Appell des Komitees 


zur Befreiung 


Souha Becharas 


genen ein, die meisten von ihnen Libane- 
sen, die verdächtigt werden feindliche Ak- 
tionen gegen die israelische Armee oder ih- 
re regionalen Verbündeten auszuführen. 
Oder sie werden dort festgehalten, weil sie 
sich schlicht geweigert haben mit einem von 
beiden zu kollaborieren. Keiner der Gefan- 
genen hat je eine Gerichtsverhandlung ge- 
habt. oder ist rechtskräftig verurteilt wor- 
den. Auf die Schrecken Is Gefängnisses 
muß man nicht weiter eingehen. Obwohl 
die SLA Miliz sehr bemüht ist, Khiam von 
der Außenwelt abzuschirmen undes von der 
Weltöffentlichkeit fernzuhalten, haben be- 
reits mehrere Menschenrechtsorganisatio- 
nen die unmenschlichen H laftbedingungen 
dort verurteilt. Im Mai 1992 hat Amnesty 
International einen Bericht veröffentlicht, 

in dem einige der Foltermethoden aufge- 

führt sind, die in Khiam bei Verhören ange- 

wandt wurden: F lektroschocks, Schläge, 

Heiß- und Kaltduschen, sextelle Gewalt 
und Drohungen, Schlaf- and Nahrungsent- 

zug, mangelnde 1 lygiene, Druck auf die El- 
tern und: auf Verwandte, Isolationshaft in 
kleinen Zellen und Uberfüllung. Das hat da- 
zu geführt, daß einige Gefangene sehr krank 
geworden sind. Das größte Problem scheint 
aber die Totalisolation zu sein. Familienbe- 
suche werden nur im Ausnahmefall geneh- 
migt; nur das Rote Kreuz hat es seit Ende 
1995 geschafft, einige Besuche zu organi- 
sieren. Rechtsanwälte und Vertreter von hu- 
manitären Organisationen haben in Khiam 
keinen Zutritt. 

Zur Zeit vermutet man, daß circa 200 Ge- 
fangene in Khiam sind. Die, die freigelassen 
werden, werden schnell durch neue Häft- 
linge ersetzt. Finige Häftlinge sind dort 
eG seit 1985 interniert. 45 Gefangene 
wurden im Juli 1996 im Rahmen eine Aug: 
tauschs zwischen Israel und der Hizbollah 
Miliz freigelassen. Die Hizbollah Miliz 
übergab im Austausch die sterblichen Über- 
reste zweier israelischer Soldaten und hieß 
17 gefangene SLA-Milizionäre frei. Diese 
Operation zeigt, daß Israel die Gefangenen 
in Khiam als sein benutzt. 


Die bisherigen internationalen 
Bemühungen 
Verschiedene Menschenrechtsorganisatio- 
nen wie ACAT (Christliche Aktion zur Ab- 
schaftung der Folter), amnesty internatio- 


nal ‚AJCD (Internationale Vereinigung De- 
mokratischer Juristen), JFHR (Internatio- 


nale Menschrechtsvereinigung) beobach- 
ten das Khiam Gefängnis schon lange. 

1989 hat das europäische Parlament eine 
Resolution (83-216-89) angenommen, die 
die illegale Inhaftierung Souha Becharas 
und ihre schlechte Behandlung verurteilt 
und ihre unverzügliche | Freilassung fordert. 

Auch die Ibamesischen Behörden haben 
1989 bei den Vereinten Nationen gegen die- 
sen Zustand protestiert. Genauso haben 
verschiedene humanitäre und juristische 
Vereinigungen ihr Entsetzen über das 
Khiam Gefängnis ausgedrückt. Das „Nach- 
folgekomitee für die Unte: rstützung der li- 
banesischen Gefangen in israelischen Ge- 
fängnissen“ ist die wichtigste Organisation, 
um die Öffentlichkeit über das Schicksal der 
Gefangenen aufzuklären. 


Das „Souha Bechara Komitee: 


In Paris im Juni 1997 von Freunden, Intel- 
lektuellen und ehemaligen Mithäftlingen 
gegründet, arbeitet das Komitee eng mit 
verschieden Menschenrechtsorganisatio- 
nen zusammen. Das Komitee profitiert 
ebenfalls von der Unterstützung verschie- 
dener bekannter Persönlichkeiten, die zu 
den Eirstunterzeichnern einer Pe etition 
gehören, die die unverzügliche und bedin- 
sungslose Freilassung von Souha fordert. Al- 
le möglichen legalen Maßnahmen Druck 
auszuüben werden zur Zeit genutzt, um ih- 
re Freilassung zu erreichen. Diese Petition 
wird in der Presse veröffentlicht werden. 
Gleichzeitig versucht das Komitee, die öf- 
fentliche Aufmerksamkeit auf das Schicksal 
Souhas zu lenken. 

Zu den Initiativen gehört auch, Behör- 
den, Regierungen und internationale Insti- 
tutionen anzusprechen (UNHCR). Diese 
Kampagne für die Freiheit von Souha 
Béchara kann nicht getrennt von anderen 
Initiativen geschen werden, die die Freilas- 
sung aller illegal Inhaftierten in Khiam for- 
dern und bis dahin eine Verbesserung der 
Haftbedingungen wie z.B. Zugang zur Ge- 
sundheitsversorgung und die Inspektion 
durch spezialisierte Menschenrechtsorgani- 
sationen fordern. Dies sind dringliche For- 
derungen während wir auf die Schließung 
des Gefängnisses von Khiam warten, in dem 
Gefangene Behandlungen ausgesetzt sind, 
die allen internationalen Menschenrechts- 
konventionen widersprechen. 

Association pour la liberation de Souha 


Bechara, B.P 57 , F 75965 Paris Cédex 20 
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Unbefristeter 
Hungerstreik 
ausgeweitet 


Am 21. Oktober haben politische Gefangene 
in der Türkei, die der PKK und der MLKP an- 
gehören, einen Hungerstreik gegen die men- 
schenunwürdigen Haftbedingungen, anhal- 
tende Repressionen, Mißhandlungen, Folter 
und Verweigerung medizinischer Betreuung 


nnen. 


Nach einem Monat, am 21. November, er- 
klärten die Gefangenen Yasin Aydin, 
Mustafa Demir, Muhlis Altun, Serikan Ka- 
ra, Ramazan Nazlier, Aydin Adiyaman, Se- 
vket Aslan, Resul Akkol, Murat Celik, Yusuf 
Demir, Ibrahim Bozay und Ali Mitil, daß sie 
ihre bis dahin als Hungerstreikkette durch- 
geführte Aktion in einen unbefristeten 


Hungerstreik umgewandelt haben. Die Ge- 
fangenen erklärten, daß man ihre politische 
Identität brechen wolle und sie ihre Aktion 
fortsetzen werden, bis ihnen ihre Rechte 
wiedergegeben würden. Die Hungerstreik- 
kette im Gefängnis Nazili, die am 31.10. be- 
gann, wurde am 24. November ebenfalls in 
einen unbefristeten Hungerstreik umge- 
wandelt. 

Die Hungerstreikaktion der Gefangenen 
der Organisation EKIM, Bekir Belyemez 
und Ali Ihsan Ates, dauert mittlerweile den 
44. Tag an. Beide Gefangene wurden in der 
vergangenen Woche wegen Magenblutun- 
gen ins Krankenhaus eingeliefert. Weil je- 
doch beide die Behandlung verweigerten, 
wurden sie ins Gefängnis zurückgebracht. 
Es wurde bekannt, daß der gesundheitliche 
Zustand von Antes sehr kritisch ist. Den- 
noch wurde er auf dem Weg vom Kranken- 
haus ins Gefängnis von den begleitenden 
Soldaten mißhandelt und gefoltert. Die Fa- 
milien beklagen, daß ihre Kinder in den Ge- 
fängnissen dem 'lod überlassen werden. 

Eine neue perfide Methode, die im Ge- 
fängnis von Cankiri gegen die Gefangenen 


Die U titerschriftenliste bitten an de a Asse ition po 
Sonba Be chi ara“, r p 3, 


E 75965 Paris Cédex 20, senden. ne le ri 


Am 28. November wurde in Washington vor 
dem Weißen Haus ein 40tägiger Hunger streik 
für die Freilassung der kurdischen ehemali- 


gen DEP-Abg eordneten Leyla Zana beendet, 


Der Hungers draik hatte eine Hingabe von 153 
US-Kongreßabgeordneten an Präsident Clin- 
ton zur Folge, die viel öffentliches Interesse 
erwirkte. Die türkische Regierung sah sich 
darauf gezwungen, Leyla Zana eine Freilas- 
sung auf dem Gnadenweg anzubieten (ähn- 
lich wie vor kurzem dem blinden Menschen- 
rechtler und Journalisten Isher Yagmurdre- 
li). Leyla Zana weigerte sich iedoch. auf die- 
se Weise entlassen. zu werden. In je einem 
Brief an Mesut Yilmaz und an den US-Präsi- 
denten schrieb Frau Zana, solange der Völ- 
kermord an den Kurden weitergeführt werde, 
sei sie stolz darauf, im Gefängnis zu verblei- 
ben. Sie wolle keine Sonderbehandlung und 
wolle durch eine Entlassung der türkischen 
Regierung auch nicht als „Alibi“ dienen. 


(aus: YEK-KOM Bülteni 11/97) 


angewandt wird, ist die Entziehung der me- 
diz niban Behandlung. Davut cken und 
Tahir Elmas, die im Namen der PKK-Ge- 
fangenen eine Erklärung abgaben, teilten 
mit., daß die Gefangenen in erster Linie an 
Tuberkulose sowie Bronchitis und Leberin- 
fektionen erkranken würden. Des weiteren 
heißt es, daß die medizinischen Geräte, die 
aufgrund internationalen Drucks für Esber 
Yagmurdereliangeschafft worden sind, trotz 
zahlreicher Anträge der anderen Gefange- 
nen nicht für sie eingesetzt würden. 

Den Aussagen von Utkun und Elmas zu- 
folge gebe es nur einen Arzt für mehr als 300 
Gefangene. Zudem sei dieser nur einmal in 
der Woche anwesend. Die Namen der an 
Leberinfektion erkrankten Gefangenen lau- 
ten: Sabri Tas, Ahmet Yesil, Ekrem Akkas, 
Abdullah Babat, Mehmet Askin und Meh- 
met Elci. Bei Sabri las kommen noch Darm- 
blutungen hinzu. Osman Balduz, der an Tu- 
berkulose erkrankt ist, leidet ferner an ei- 
nem Lebergeschwür. Auch bei Hikmet Ka- 
ra sind Magenblutungen aufgetreten. 

Hanifi Bilgi, der im Namen der Gefange- 
nen des Gefängnisses in Yozgat eine Er- 
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klärung abgab, sagte, daß im Gefängnis von 
Yozgat den Gefangenen erneut alle grund- 
legenden menschlichen Lebensrechte ent- 
zogen wurden. Die Gefängnisse stünden 
unter totaler Kontrolle der paramilitäri- 
schen Gendarmerie, die Angehörigen der 
Gefangenen seien Repressionen ausgesetzt 
und den Gefangenen würde jegliche medi- 
zinische Behandlungen entzogen. In seiner 
Erklärung ruft er alle Institutionen und Or- 
ganisationen, die sich für die Demokratie 
und gegen die Folter einsetzen, zur Unter- 
stützung auf. (KIZ Köln, 29.11.97) 


Türkei 

Gefängnisstrafe 

wegen Studen- 
tenprotest 


Seit 1995 protestieren türkische Studen- 
tinnen und Studenten gegen die Privatisic- 
rung von Bildung und Gesundheit. 350.000 
Unterschriften gegen die geplante Ein- 
führung hoher Studiengebühren wurden 
gesammelt und ans Parlament geschickt. 
Etliche Politiker machten große Verspre- 
chungen. Doch trotz aller Zusagen be- 
schäftigte die Regierung sich monatelang 
nicht mit der Angelegenheit. Daraufhin 
protestierten im Februar 1996 einige Stu- 
dentinnen und Studenten, die wegen Boy- 
kotts der Studiengebühren inzwischen 
zwangsexmatrikuliert worden waren, im 
’arlamentsgebäude und zeigten ein Trans- 
parent: „Das Recht auf Bildung kann nicht 
blockiert werden.“ 

Sie sprachen mit Bildungsminister Tur- 
han Tayan, der sich ihrer Sache annehmen 
wollte. Statt dessen kam im April 1996 die 
Polizei und vielewurden festgenommen. Sie 
wurden gefoltert und bei einigen wurden 
Molotow-Cocktails in den Wohnungen pla- 
ziert und anschließend „gefunden“. Ende 
1996 wurden sie dann zu Gefängnisstrafen 
von 3 bis 18 Jahren verurteilt. 

Am 17.12. fand die Berufungsverhand- 
lung statt. Irotz massiven Einsatzes von Po- 
lizei und Sicherheitskräften versammelten 
sich aus Solidarität mit den Angeklagten in 
Ankara mehrere Tausend Menschen. Die 
aus Istanbul anreisenden Studierenden 
wurden noch vor ihrer Ankunft in der 
Hauptstadt in einem Sportstadion festge- 
setzt. Dem Vorsitzenden des Menschen- 
rechtsvereins wurde die Teilnahme ver- 
wehrt. Aufgrund des Polizeieinsatzes kam es 
zu schweren Auseinandersetzungen, in de- 
ren Verlauf mehrere Dutzend Menschen 
verletzt wurden - einige so schwer, daß sie 
ins Krankenhaus eingeliefert werden muß- 
ten - und über 50 festgenommen wurden. 

(Nach: taz, jW, imprekorr) 
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Unter der Aufsicht von Staatsanwalt „Monsieur“ Ricard 


Unterdrückung der Gefangenen 
in französischen Knästen 


Für Gefangene, die unter der Obhut des be- 
kannten Staatsanwalts Ricard stehen, gelten 
besondere Regeln. Er stand aufgrund seiner 
willkürlichen Handlungsweise schon des öf- 
teren im Rampenlicht. So hatte ein mit der 
kurdischen Organisation KAWA sympathi- 
sierender Gefangener, dessen Fall Ricard 
übernahm, vor einigen Wochen Selbstmord 
begangen. Bei seinen sogenannten „Großen 
Operationen“, die offensichtlich mit dem 
Ziel der Vernichtung von DHKP-C Sympa- 
thisantInnen geführt werden, wurden hun- 
derte von Menschen in ihren Wohnungen 
überfallen und bedroht. ‘Monsieur’ Ricard 
ist auch eifrig dabei, Terror über mutmaßli- 
chen PKK-SympathisantInnen zu verbrei- 
ten. Einzelheiten über die Zustände in fran- 
zösischen Knästen möchten wir anhand ei- 
nes Briefes, den ein in Paris inhaftierter po- 
litischer Gefangener an die Kommunistische 
Partei Frankreichs richtete, erläutern: 


„Nachdem ich am 20. September 1997 ver- 
haftet wurde, realisierte ich am 17. Oktober 
den Wunsch, einen Brief an Sie zu schreiben. 
Jedoch ist es aufgrund der hier vorherr- 
schenden Umstände nicht einschätzbar, 
wann meine Nachricht abgesendet wird. Ich 
bin von kurdischer Nationalität und Syma- 
thisant der in der Türkei gegen das un- 
menschliche faschistische Regime kämpfen- 
den DHKP-C - Revolutionäre Volks Befrei- 
ungs Partei-Front. 

In den Mittagsstunden des dritten Tages 
meines letzten Aufenthalts in Frankreich 
wurde ich gemeinsam mit einem Freund von 
einer Gruppe französischer Polizisten, die ih- 
re Waffen in der Hand hielten, auf offener 
Straße angegriffen. Wir wurden festgenom- 
men und zur Polizeizentrale gebracht. Vor- 
erst haben wir versucht, diesen Vorfall nach- 
zuvollziehen. Was wird zu tun versucht? Wir 
haben diese klassische Nummer einer „groß 
aufgezogenen Operation“ mit Erstaunen be- 
obachtet. 

Das Fotografieren, Verfolgen, alles... Es war 
im Zusammenhang mit den Menschen, die 
das Kultur Zentrum besuchen und danach 
wieder verlassend 

in ihre Wohnungen gehen. Die ganze 
Schuld liegt darin, links eingestellt zu sein 
und entsprechende Orte aufzusuchen. Die 
Polizeistationen wurden mit etwa 40 Men- 
schen, die dieses „Verbrechen“ begangen hat- 
ten gefüllt. Sogar Hausfrauen, die den Ver- 
ein nicht einmal aufsuchten, befanden dar- 
unter. Das einzige Ziel der Verhöre ist, die 
Menschen anzugreifen, sie durch Ausübung 
von Druck zur Zusammenarbeit zu zwingen. 
Zu diesem Zweck wurde auch bei etwa 10 
Menschen während der Befragung Folter an- 
gewandt, und soweit ich weiß, ist einer un- 


serer Freunde auch im Besitz eines ärztlichen 
Attests. Wie lassen sich die Angriffe und die 
Folter der französischen Polizei erklären? 
Wenn ‘du’ die Sprache nicht kennst, dann 
kümmert sich keiner um dich. Sie schließen 
knallend die Zellentüren hinter sich zu und 
gehen. Jeglicher Dialog wird strengstens un- 
tersagt. Die Hofgänge verlaufen unter mi- 
litärischer Disziplin mit verschränkten Ar- 
men. An den Orten, wo es keine türkischen 
Bücher gibt, ist es 

verboten, sie untereinander auszutau- 
schen. Im Zweistundentakt wird man jede 
Nacht zur Kontrolle geweckt. Kurz gesagt: 
Verbote zu Genüge; in der Kälte zitternd, an 
einem Ort, wo Bakterien sich frei ausbreiten 
können, an einem Ort, wo nahezu 700-800 
Menschen zu leben gezwungen sind, trotz 
der Schikanen und Repression des Monsieur 
Ricard und seiner Wächter, von denen ich 
allzuviel erdulden muß, versuche ich mein 
Leben gesund weiterzuführen. Wovon ich 
hier berichtet habe, ist nur ein kleiner Teil 
des hier Durchlebten.“ 
Informationszentrum für freie Völker, 


Türkei 

Ayten Öztürk soll 

4 Jahre + 6 Monate 
ins Gefängnis 


Am 10. Dezember 1997 wurde die Haupt- 
verhandlung gegen die Chefredakteurin 
Ayten Oztürk abgehalten. Die Anklage be- 
ruft sich auf die Herausgabe zweier Sonder- 
ausgaben der sozialistischen Wochenzei- 
tung Kurtulus, in denen der „Entwurf einer 
Volksverfassung“ erschien. Das es sich in die- 
sem Falle um cine „legale Zeitung“ handelt, 
wie auch Rechtsanwältin Oya Aydin betont, 
müßte der Prozeß „im Rahmen des neven 
Pressegesetzes Nr. 4304 aufgehoben“ wer- 
den. Es sei auch unzumutbar „die LeserIn- 
nen der legalen Zeitung Kurtulus als Orga- 
nisationsmitglied darzustellen“. 

Nach einer kurzen Pause verkündete der 
Vorsitzende des Gerichts das Urteil, lautend 
auf Hilfeleistung an die DHKP-C - Revolu- 
tionäre Volksbefreiungs Partei-Front - nach | 
169 des Türkischen Gesetzes: 4 Jahre 6 Mo- 
nate Haft für Ayten Oztürk ! 

In diesem Verfahren wurden 2 Personen 
ebenfalls zu 4,5 Jahren Haft verurteilt, 3 Wei- 
tere auf Bewährung freigelassen. Die Gefan- 
genen protestierten gegen dieses Urteil mit 
dem Slogan „Die Angriffe können uns nicht 
einschüchtern !“ 

Informationszentrum für freie Völker, gekürzt 


Österreich 


Gegen Willkür, Mißhandlungen und Folter! 
Aktiv für eine kritische Öffentlichkeit! 


Verurteilt ... gefangen ... 
Häftlinge in Österreich sind schon vom Gesetz 
her Menschen zweiter Klasse. Das Wahlrecht ist 
ihnen verwehrt, Beschwerden kann man als Ge- 
fangener an die Anstaltsleitung stellen - an jene 
Instanz, gegen die man sich beschwert. Briefe an 
das Justizministerium gelten als aussichtslos ... 

Die Zustände in den Justizanstalten und Po- 
lizeigefängnissen sind katastrophal. Österreich 
wird immer wieder kritisiert, wie in den jährli- 
chen Amnesty-International-Berichten von 
1993 und 1995 oder dem Bericht des „Europäi- 
schen Komitees zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher Behandlung“ (CPT ). Laut die- 
sen Berichten wurden Menschen in Gefangen- 
schaft von Beamten getreten, geschlagen, 
mißhandelt ... DerCPT-Bericht wurde lange Zeit 
vom Justiz- und Innenministerium der Offent- 
lichkeit vorenthalten. Weiters deckte der CPT- 
Bericht auf, wie unzureichend die medizinische 
Versorgung in Österreichs Gefängnissen ist. Die 
Delegation kam z.B. zu dem Schluß, daß im 
Frauengefängnis Schwarzau der Arzt bei einer 
Untersuchung durchschnittlich 13 Sekunden 
pro Gefangenem aufbringt. Trotz diesen Veröf- 
fentlichungen, die immer von medialem Aufse- 
hen begleitet waren, haben die Zustände bis heu- 
te Kontinuität, 

Nicht nur dem Polizei- und Militärapparat 
werden auf Kosten der Grundrechte neue Be- 
fugnisse gegeben (Lauschangniff, nn. 
dung, das diskutierte Geheimdienstgesetz ...), 
auch im Justizwesen wird aufgerüstet: Gewehre 
als neue Waffen in den Anstalten, Polizeibefug- 
nisse wie das Betreten fremder Wohnungen bei 
Ausbrüchen, ... für Vollzugsbeamte. 

Während früher der „humane Strafvollzug“ 
und „Resozialisierung“ als wichtige Ziele des 
Stralvollzugs galten, so ist heute eine Totalisie- 
rung hin zu Werten wie kostengünstiger Sicher- 
heit und perfektioniertem Wegsperren zu beob- 
achten. 

Fine bedenkliche Entwicklung, die allen 
menschlichen Werten zuwider läuft. Auch hier 
manifestiert sich der Rechtsruck. Gelegentliche 
Menschenrechtsberichte und darauf folgende 
kurzfristige Betroffenheit reichen nicht, um die 
Zustände in Österreichs Gefängnisse zu verän- 
dern. Der Unmenschlichkeit muß aktiv begeg- 
net werden! 


gefoltert ... 


„Auch Einzelhaft kann (...) gegen diesen Artikel 
verstoßen“ (Art. 7 des UN-Folterverbots 1982). 

„Was aber ist ein Mensch ohne soziale Kon- 
takte“ (Mumia Abu-Jamal, gefangener Journalist 
in den USA) 

„So weit wie möglich Menschlichkeit walten 
lassen. Aber natürlich steht die Sicherheit an er- 
ster Stelle.“ (Franz Peroutka, Leiter der StVA 


Graz-Karlau) 

Fin konkreter All besonders unmenschlicher 
Behandlung ist jener Tawfik Ben Ahmed Chao- 
valis. Der Palästinenser war 1985 ... Beteiligter an 
einem Anschlag auf den israelischen Flughafen- 
schalter in Wien-Schwechat. Seit 1987 wird mit 
Unterbrechungen Isolationshaft gegen ihn an- 
gewandt. Nachdem Tawfik Chaovali in die StVA 
Karlau verlegt wurde, fand er weitere Verschär- 
fungen vor, monatelang wurde ihm Besuch, 
Briefkontakt etc. ... verwehrt. Erst durch massi- 
ven Druck von außen konnten diese Grund- 
rechte wieder durchgesetzt werden. Fin Zeichen 
dafür, daß Verstöße gegen die Menschenrechte 
sehr wohl durch Engagement und Hartnäckig- 
keit beseitigt werden können. 

Menschen, bei denen sich die Behörden keine 
Solidarisierung erwarten, sind in besonderem 
Maße von Willkür, Mißhandlung und Folter be- 
droht. Voraussetzung dafür ist aber der (Selbst- 
)Ausschluß der Öffentlichkeit. 

Der Fall Tawfik Ben Ahmed Chaovali hat eine 
wichtige politische Komponente. In Israel wur- 
den Ende September diesen Jahres Mitglieder 
der Hamas unabhängig vom Grund ihrer Ver- 
haftung freigelassen. 

Es verwundert, daß Österreich als vehementer 
Unterstützer des Frie densprozesses keine derar- 
tigen Schritte, die palästinensischen Gefange- 
nen betreffend, auch nur erwägt. 


.. das Menschenrecht auf Wider- 
stand beansprucht ... 


„Ich habe keinen Haß gegen diese Männer. Sie 
wollten ihre Freiheit, ob berechtigt oder nicht, ... 
das kann ich nicht beurteilen.“ (Helga Reiterer, 

seisel der Karlau-Getangenen im Oktober 1996) 

„.. da es wesentlich ist, die Menschenrechte 
durch Herrschaft des Rechts zu schützen, damit 
der Mensch nicht zum Aufstand ... gezwungen 
ist.“ (Allg. Erklärung der Menschenrechte 1948) 

Welches Gesetz schützt die Menschenrechte 
von Häftlingen? Hierzu einige Fakten: 

Aus Protest gegen Isolationshaft und Be- 
suchsbedingungen tritt Tawfik Chaovali 1995 in 
zweimonatigen (!) Hungerstreik. Die Antwort 
der Anstaltsleitung: 10 Monate Besuchsverbot, 
Einzug jeglicher Post, Totalisolation .. 

Chaovali wehrt sich gegen eine Verlegung in 
die Absonderungszelle. Resultat: 10 Monate zu- 
sätzliche Gefängnisstrafe. 

Tawfik Chaovali beschreitet mit seinem An- 
walt alle rechtlichen Wege, um aus der Isolati- 
onshaft zu kommen. 

Alle Beschwerden werden von Gericht, Anstalt 
und Justizministerium abgelehnt oder bleiben 
unbeantwortet. 

Tawfik Chaovali nimmt das Recht auf jährlich 

2 Gespräche mit dem Anstaltsleiter Peroutka 
iala Das erste Gespräch bleibt ergebnislos, das 
zweite kommt aus „Zeitmangel“ nicht zustande. 


Anstaltsleiter Peroutka sagt in einem NZ-Ar- 
tikel, man müsse den Gefangenen Perspektiven 
geben. Wir fragen uns: welche Perspektive? 

Totalisolation über Monate hinweg, Ableh- 
nung aller Beschwerden und Anträge ... das 
zeichnet das Bild eines entrechteten Menschen. 

Brutalität wird konsequent und ausschließlich 

den Geiselnehmern zugeschrieben. Doch nach 
der Geiselnahme wurden die Haftbedingungen 
weiter verschärft.: Über 10 Tage hinweg wurden 
die drei Häftlinge mit Handschellen am Rücken 
gefesselt - 24 Stunden am Tag - auch innerhalb 
der Absonderungszelle. 


„wieder verurteilt? 


Nun soll Tawfik Chaovali, Adolf Schandl und Pe- 
ter Großauer der Prozeß gemacht werden. von 
dem Urteil hängt mehr ab als lediglich ihre Le- 
bensperspektive. In diesem Prozeß fällt die Ent- 
scheidung über einen Präzedenzfall: 

Ist Widerstand gegen unmenschliche Haftbe- 
dingungen und Menschenrechtsverletzungen 
berechtigt. 

Dabei gibt es berechtigte Zweitel, ob größere 
/usammenhänge bei der Verteidigung aufge- 
zeigt werden dürfen. Zum ersten war nach der 
Geiselnahme in den Medien und von seiten der 
öffentlichen Stellen fast nichts über die Men- 
schenrechtssituation gesagt, es wurde lediglich 
diskutiert, ob die Anstalten sicher und kosten- 
günstig genug sind oder nicht. Dabei sagten die 
Geiselnehmer dezidiert, daß ihre Handlungs- 
weise der einzige Ausweg aus diesen unmensch- 
lichen Bedingungen ist. Wenn die Menschen- 
rechtssituation nicht angesprochen werden darf, 
dann ist das die Voraussetzung dafür, die bishe- 
rigen Zuständige beizubehalten, wenn nicht so- 
gar zu verschärfen. 

Weiter steckt im Fall Tawfik Chaovali politi- 
sche Brisanz. So hatte er bei seinem Prozeß 1987 
eine Erklärungverlesen, wonach Österreich Waf- 
fen in das kriegführende Israel lieferte. Diese 
Aussage deckt sich mit Fakten aus Peter Pilz Buch 
„Die Panzermacher“. Daß sich auch heute noch 
einflußreiche Kräfte im Staat gegen die Auf- 
klärung dunkler Kapitel der jüngsten öster- 
reichischen Geschichte stellen, weiß man späte- 
stens, seit die politischen Morde an kurdischen 
Oppositionellen in Wien zum zweiten Mal er- 
folgreich unter den Tisch gekehrt wurden. Das 
Ötfenlegen der Verantwortung Österreichs für 
Watfenlieferungen an Israel ist unabdingbare 
Voraussetzung für eine faire Behandlung des 
Palästinensers Tawfik Chaovali durch die öster- 
reichische Justiz. 

Kampagne zur Verteidigung politischer und so- 
zialer Rechte 

Am 17. und 18. Dezember fand vor dem Landge- 
richt Graz.der Prozeß statt. Wirhoffen, indernäch- 
sten Ausgabe über den Ausgang berichten zu kön- 
nen. 
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Der Fall Róisín MeAlisk 


Kein Inter- 
esse am 


Alibi 


(...) Am 10. November weigerte sich Nicholas 
Evans vom Londoner Magistratsgericht Bow Stre- 
et erneut, einem Auslieferungsbegehren der deut- 
schen Bundesanwaltschaft zuzustimmen. Nicht, 
dab er etwas gegen die Auslieferung einzuwenden 
gchabt hätte, im Gegenteil. Er werde dem Be- 
gehren zustimmen und die Auslieferung verfügen 

her mim Beisein der Beschuldigten. I Doch die 

warnicht da. Damit hat Richter Evansbereits zum 
vierten Mal das Verfahren vertagt, denn auch zu 
den Gerichtsterminen Ende September, Anfang 
Oktober und Mitte Oktober ist die Beschuldigte 
Róisín McAliskey nicht erschienen. Und sie wird 
auch so bald nicht kommen. Die Ärzte haben ihr 
davon abgeraten: Róisín McAliskey leidet immer 
noch an den Folgen ihrer langen Finzelhaft. Da- 
mit ist der Stillstand perfekt. Da sie nicht er- 
scheinen kann, wird nicht über ihre Auslieferung 
entschieden. Solange darüber nicht entschieden 
wird, kann ihre Anwältin keinen Widerspruch ein- 
legen. Und solange kein Widerspruch eingelegt 
ist, darf sich Róisín McAliskey nicht frei bewegen. 
Dasist praktisch für die Behörden. Denn in einem 
ordentlichen Strafverfahren hätten sie wohl keine 
Chance. 

Zur Erinnerung: Ende November 1996 wird 
Róisín MeAliske y... von der nordirischen Polizei, 
der Royal Ulster Constabulary (RUC), ohne An- 
gabe von Gründen festgenommen (wir berichte- 
ten mehrfach - Info-Red.). RUC-Beamte verneh- 
men sie sechs lage lang im berüchtigten RUC- 
Verhörzentrum Castlereagh in Belfast. Kurz vor 
Ablauf der Sieben-lage-Frist, nach der auch in 
Nordirland ohne nähere Begründung festgenom- 
mene Personen wieder freigelassen werden müs- 
sen, erklärt die RUC, daß gegen Róisín McAliskey 
ein Auslieferungsbegehren der deutschen Bun- 
desanwaltschaft vorliege. Diese verdächtigt die 
junge Irin, am IRA-Anschlagaufeinebritische Ka- 
serne in Osnabrück im Juni 1996 beteiligt gewe- 
sen zu sein. Die RUC überführt Róisín McAliskey 
nach London, wo ein Gericht über ihre Ausliefe- 
rung entscheiden soll. Dort kommt die im dritten 
Monat schwangere Frau in den Hochsicherheits- 
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knast Holloway. Unter den Haftbedingungen 
(vollständige Isolation, Dauerbeleuchtung ihrer 
Zelle) verschlimmern sich ihre Krankheiten, un- 
ter denen sie ohnehin leidet (Asthma, Rheuma), 
dazu kommen die Körperdurchsuchungen (in- 
klusive Vagina- und Anuskontrolle). 

... Erst nach der Geburt ihrer Tochter Loinnir 
Ende Mai 1997 erhält Róisín McAliskey Haftver- 
schonung, Ihre Familie muß dafür 193 000 Pfund 
als Kaution hinterlegen (viele Nachbarn bieten 
Häuser und Geschäfte als Bürgschaft an, doch die 
britischen Behörden wollen Bargel d). 

Scit Anfang Juni halten sich Róisín und Loin- 
nir McAliskey i in einer Londoner psychiatrischen 
Klinik auf; Róisín leidet, so die Ärzte, unter einem 
sehr schwerwiegenden posttraumatischen Streh- 
Syndrom. Sie ist zwar in guter Behandlung, ... 
aber die nötige Ruhe findet sie nicht - die Bun- 
desanwaltschaft läßt nicht locker, und Richter 
Evans stellt sich stur. Erst wenn er die Ausliefe- 
rung verfügt, kann die Verteidigung vor das nächst 
höhere Gericht, den High Court, ziehen. Aber 
auch dort wird es nicht um Fakten, um Beweise, 
Indizien, kurz: den Wahrheitsgehalt der Anschul- 
digungen gehen. 

Und das ist der eigentliche Skandal an der Ge- 
schichte: Róisín McAliskey ist Gefangene einer 
vom Auslieferungsrecht gebastelten Falle. Denn 
das britische G richt: di über den deutschen 
Auslieferungsantrag befindet, wird, ja: muß den 
Antrag genehmigen. Die Gerichte des Landes, in 
dem die Beschuldigten leben, haben keinerlei 
Möglichkeit, die von den Strafverfolgungsbehör- 
den eines anderen Landes erhobenen Beschuldi- 
gungen zu überprüfen. Sie können nur zustim- 
men. Auch der High Court, den McAliskeys An- 
wältin anrufen wird, sob ald die erste Entschei- 
dung gefallen ist, diskutiert nicht den Fall selbst. 
Er hat allein die rechtsstaatlichen Maßstäbe zu 
prüfen, die im anderen Land angelegt werden. 
Róisín McAliskey Anwälte müssen also argumen- 


tieren, daß der Irin in Deutschland ein weniger 


fairer Prozeß gemacht würde als im Vereinigten 
Königreich. Eine unhaltbare Argumentation, 
wenn man die bisherigen Urteile britischer Ge- 
richte im Fall der Birmingham Six, der Guildford 
Four oder der Maguire Seven {allesamt irische Be- 
schuldigte, die aufgrund von Fehlurteilen jahre- 
lang im Gefängnis saßen) betrachtet. 

Die Anschuldigungen der deutschen Behörden 
wurden nie gerichtlich geprüft. Sie hätte eindeu- 
tige Hinweise, gab die deutsche Bundesanwalt- 
schaft bekannt: erstens eine Zeugenaussage, zwei- 
tens Fingerabdrücke auf einer Zellophan-Um- 
hüllung, drittens „Schriftvergleichsmaterial“, al- 
so handschriftliche Notizen, die von Róisín McA- 
liskey stammen können. 

Die Zeugenaussage war schnell vom Tisch. Der 
Hausbesitzer, bei dem sich die IRA-Finheit an- 
scheinend angemietet hat, hat nach eigenem Be- 
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kunden gar keine Aussage gemacht - mehr noch: 
Seine Frau und der Hausverwalter, die die IRA- 
Mitglieder gesehen haben wollen, sind eindeutig 
der Ansicht, daß Róisín McAliskey nicht dabei war 


Die Fingerabdrücke auf der Zigarettenschach- 
tel sind nach Meinung der Verteidigung über- 
haupt kein Beweis: Sie können von überall her 
stammen, beispielsweise aus dem RUC-Zentrum 
Castlereagh, in dem Róisín McAliskey festgehal- 
ten wurde. Und bei dem angeblichen Beleg Num- 
mer 3 haben sich die Behörden enorm viel Zeit 
gelassen: Erst im Juni erinnerten die Deutschen 
ihre Kollegen von der RUC, sie möchten doch bit- 
teschön die beschlagnahmten Notizbücher 
schicken, zwecks Schriftprobenvergleich. Auch 
hierbei handelt es sich um bewegliche Gegen- 
stände. 

Die nordirischen, britischen und deutschen 
Behörden haben alle Zeit der Welt, da kein Ge- 
richt sie drängen kann. Und sie nutzen diesen 
Spielraum weidlich aus. Bis heute hat kein Poli- 
zist das Alibi von Róisín McAliskey überprüft. 
Róisín McAliskey war im Sommer bei der Irish 
World Organisation in der nordirischen Klein- 
stadt Dungannon beschäftigt - sie hatte eine Voll- 
zeitstelle, bezog ihren Lohn und war nicht in Fe- 
rien. Eine unabhängige Untersuchungskommis- 
sion unter Leitung des früheren US-Justizmini- 
sters Clark hat zahlreiche Zeuglnnen befragt. 

Mitte Oktober stellte Clark das Ergebnis seiner 
Nachforschungen im Londoner Parlamentsge- 
bäude vor. Sein Fazit: Róisín McAliskey kann am 
Osnabrücker Anschlag nicht beteiligt gewesen 
sein, da sie die ganze Zeit in Nordirland war. (Die 
Bundesanwaltschaft weiß davon nichts - ihr reicht 
die eigene Vermutung aus, wie sie der SoZ er- 
klärte.) Ramsey Clark hat sich in diesem Zusam- 
menhang besorgt geäußert: Wenn sich Großbri- 
tannien weiter stur stelle, könne dies den Frie- 
densprozeß zum Scheitern bringen. 

Das Magistratsgericht hat den nächsten Ver- 
handlungstermin auf den 2. Januar festgesetzt. 
Róisín McAliskey wird auch dann kaum vor Ge- 
richt erscheinen. Irgendwann wird aber auch die- 
se Blockade behoben sein. Sofern dann der briti- 
sche Innenminister Jack Straw nicht eingreift (das 
kann er erst nach einer Entscheidung des High 
Court tun(, wird Róisín McAliskey an die Bun- 
desrepublik ausgeliefert. Und dann kann ihr das- 
selbe blühen wie Gerry MeGeough. 

Der Ire McGeough war im September 1988 in 
Deutschland wegen Verdacht der Beteiligung an 
einem Sprengstoffanschlag in Duisburg festge- 
nommen worden. Er saß zwei Jahre in Untersu- 
chungshaft, bis der Prozeß begann; dann zog sich 
die Verl undang noch einmal anderthalb Jahre 
> Im Juni 1992, also nach dreieinhalb Jahren 

Haft, brach das Verfahren zusammen. 


(Aus: SoZ, 24.11.97, leicht gekürzt) 


m.b.H. Figentumsvorbehalt: Nach diesem Eigentums- 
vorbehalt ist das Angehörigen-Info so lange Figentum 
des Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung im 
Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Absender mit 
dem Grund der Nichtaushändigung zurückzuschicken. 
Spendenkonto der Angehörigen: Sonderkonto Kiener, 
Landesgirokasse Stuttgart, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 
5454194. Redaktionsschluß für Nr.203: So, 18.1.97 


